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Editorial

Vorwort des Landesvorsitzenden

Daniel Saam 
Landesvorsitzender 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,
liebe Leserinnen und Leser,

das neue Heft der Hessischen Mitteilungen hält 
wieder sehr informative und lesenswerte Beiträge 
betreffend die Justiz und das Recht für Sie be-
reit. Den Schwerpunkt bildet in diesem Heft das 
Thema Vermögensabschöpfung. Die Marburger 
Staatsanwältin Sarah Antonia Otto richtet ihren 
Blick sowohl zurück auf die 2017 in Kraft getre-
tenen rechtlichen Regelungen als auch hinsicht-
lich ihrer Anwendung in die Zukunft, während Jür-
gen Damm die Situation aus Sicht des Frankfurter 
Polizeipräsidiums beleuchtet. Welche Bedeutung 
hessische Kollegen und allen voran der ehema-
lige Vorsitzende des Richterbundes Hessen Otto 
Pulch für die Richterbesoldung haben, offenba-
rt in anschaulicher Weise ein Beitrag unseres 
stellvertretenden Landesvorsitzenden Johannes  
Schmidt, der zu der Frage anregt, wie wir gegen-
über der heutigen Besoldungspolitik eine amts-
angemessene Besoldung her- und sicherstellen 
können. Das HeMi-Redaktionsmitglied Peter 
Köhler blickt auf die Zeit zurück, in der er seine 

Tätigkeit als Staatsanwalt in Frankfurt 
am Main aufnahm. Außerdem 
werden in diesem Heft die 
Kolleginnen und Kollegen, 

die die Wahlen zu den rich-
ter- und staatsanwaltlichen 
Beteiligungsgremien für den 
Richterbund Hessen erfolg-
reich gestaltet haben und 
sich fortan für die Belange 
von uns allen einsetzen 
werden, vorgestellt. Ihnen 
allen, den Autoren und der 
Redaktion der Hessischen 
Mitteilungen, allen voran 
Charlotte Rau, ist für ihren 
Einsatz zu danken. 

Ich möchte die Gele-
genheit dieses Vor-
wortes auch dazu 

nutzen, Sie alle auf die 
bevorstehende Jahresmit-
gliederversammlung des 
Richterbundes Hessen am 
29. November 2019 hin-
zuweisen, die – wie in den 
vergangenen Jahren – ab 

10 Uhr im Haus am 
Dom in Frankfurt 

am Main stattfinden wird (nähere Informationen 
finden Sie im Heft). Es wird die letzte Mitglieder-
versammlung mit mir als Vorsitzendem des 
Richterbundes Hessen sein. Entsprechend 
unserer letztjährigen Ankündigung werden 
meine bisherige Stellvertreterin Isabel Jahn 
und ich unsere Ämter als Vorsitzender und 
stellvertretende Vorsitzende des Richter-
bundes Hessen am 29. November 2019 
niederlegen. 

Ich blicke dann sicher auch wehmütig auf 
spannende, lehrreiche und mitunter – um 
ehrlich zu sein – auch anstrengende fünf 
Jahre als Vorsitzender des Richterbundes 
Hessen zurück, in denen ich die große Freu-
de haben durfte, zahlreiche interessante und 
sehr engagierte Kolleginnen und Kollegen 
kennenzulernen und mit ihnen während der letz-
ten Jahre bei unserem gemeinsamen Einsatz für 
die Richter- und Staatsanwaltschaft nicht nur in 
Hessen zusammenzuarbeiten. Gemeinsam haben 
wir vollkommen ehrenamtlich, d. h. neben unserer 
täglichen Arbeit in den Dezernaten, die Belange 
der Richter- und Staatsanwaltschaft in zahlreichen 
Gesprächen, Eingaben, Stellungnahmen zu Ge-
setzgebungsvorhaben, mittels Presse- und Me-
dienarbeit etc. immer wieder hochgehalten und 
deren Berücksichtigung durch die politischen Ent-
scheidungsträger nachdrücklich verlangt – wenn 
auch nicht immer mit dem gewünschten Erfolg. 
Neben Besoldung, Versorgung, personeller und 
sachlicher Ausstattung, Schutz der richterlichen 
Unabhängigkeit u. a. vor ministeriellen Einflüs-
sen (Stichwort: Überprüfung durch das Landes-
amt für Verfassungsschutz) und Fragen rund 
um das richterliche und staatsanwaltschaftliche 
Selbstverständnis und der Ethik haben wir einen 
Fokus auf die Zukunft der dritten Staatsgewalt 
und die Aufgaben gelegt, die auf uns alle zukom-
men. Die qualifizierte Nachwuchsgewinnung, die 
in Zeiten des demografischen Wandels und der 
abnehmenden Absolventenzahl bei gleichzeitig 
zahlreichen Pensionierungen eine enorme He-
rausforderung für die Justiz wird, ist wohl eine der 
wichtigsten dieser Aufgaben. Auch innerhalb des 
Bundesverbandes des Deutschen Richterbundes 
ist der Landesverband Hessen eine starke Stim-
me. In vielen Gremien des Bundesverbandes –  
u. a. Präsidium, große Strafrechts- und Staatsan-
waltskommission – ist Hessen nunmehr stark ver-
treten. 
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Gerade weil uns allen 
bewusst ist, wie wichtig 

das Funktionieren der Instituti-
onen der dritten Staatsgewalt 
und der Staatsanwaltschaft 
nach den Regeln unseres 

Grundgesetzes für unser Ge-
meinwesen ist, haben uns die Ge-

spräche mit Vertretern der Politik 
immer wieder zu noch mehr Enga-
gement herausgefordert, wenn wir 

in diesen den Eindruck gewannen, 
viele der uns wichtigen Themen und 
unsere Belastungen stoßen auf Unver-
ständnis bzw. geringes Interesse. Die-

se Situationen haben uns immer wieder 
gezeigt, welch enorme Bedeutung 

die ehrenamtliche Arbeit in 
den richterlichen und 
staatsanwaltlichen Ver-

tretungsgremien und den Verbänden – allen voran 
im Richterbund – für uns alle hat. 

Abschließend möchte ich allen im Richterbund 
Hessen engagierten Kolleginnen und Kollegen, 
insbesondere den Mitgliedern des hessischen 
Gesamtvorstandes und meinen Stellvertrete-
rinnen und meinem Stellvertreter der vergange-
nen fünf Jahre, Ursula Goedel, Constanze Zanner, 
Johannes Schmidt und Isabel Jahn, sehr herzlich 
für alles danken. 

Und jetzt wünsche ich Ihnen eine spannende Lek-
türe der neuen Ausgabe der Hessischen Mittei-
lungen.

Daniel Saam
Landesvorsitzender

 

Crime must not pay – Verbrechen darf sich nicht loh-
nen. Immer wieder hört man seit der Novellierung 
der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung von 
spektakulären Aktionen der Ermittlungsbehörden. 
So beschlagnahmte im Sommer 2018 die Staats-
anwaltschaft in Berlin 77 Immobilien im Wert von 
rund neun Millionen Euro einer arabischstämmigen 
Großfamilie, die vermeintlich mit illegalen Geldern 
erworben wurden, und zog im Folgejahr daraus ge-
nerierte Mieteinnahmen in sechsstelliger Höhe ein. 
Aus Sicht des Gesetzgebers ein Erfolg. Aber wel-
che Erfahrungen haben Polizei, Staatsanwaltschaf-
ten und Gerichte in Hessen bei der Anwendung der 
neuen Vorschriften gemacht?

Das Gesetz zur Reform der strafrechtlichen Vermö-
gensabschöpfung ist vor mehr als zwei Jahren mit 
einer Stichtagsregelung am 01.07.2017 in Kraft ge-
treten (Gesetz vom 13.04.2017, BGBl. I, 2017, Nr. 
22 vom 21.04.2017, S. 872 ff.). Es setzte nicht nur 
verspätet die EU-Richtlinie über die Sicherstellung 
und Einziehung von Tatwerkzeugen und Erträgen 
aus Straftaten in der Europäischen Union (Richtli-
nie 2014/42/EU) in deutsches Recht um, sondern 
gestaltete das bis dahin geltende Recht strafrecht-
licher Vermögensabschöpfung (§§ 73 ff. StGB) und 
diese vorbereitender vorläufiger Sicherungsmaß-
nahmen (§§ 111b–111h, 421–433 StPO) vollstän-
dig neu. Durch diese Neufassung des Rechts der 
strafrechtlichen Vermögensabschöpfung sollte den 
Gerichten, Staatsanwaltschaften und sonstigen 
Ermittlungsbehörden endlich ein gesetzliches In-
strumentarium an die Hand gegeben werden, das 
eine effektive rechtsstaatliche Einziehung deliktisch 
erlangter Vermögenswerte gewährleistet.

Mehr als zwei Jahre nach Inkrafttreten der Novelle 
ist es Zeit für eine erste Zwischenbilanz. Wie kom-
men Polizei, Staatsanwaltschaften und Gerichte in 
Hessen mit der Umsetzung der neuen Regelungen 
zurecht? Haben sich die vom Gesetzgeber ge-
wünschten Effektivitätsgewinne eingestellt? Wurde 
das ausdrücklich formulierte Ziel erreicht, ein un-
übersichtliches und mit Zweifelsfragen belastetes 
Regelungswerk zur Abschöpfung durch ein Regel-
werk zu ersetzen, welches das Verfahren verein-
facht und Abschöpfungslücken schließt?1 Welchen 
weiteren Abstimmungs- und Optimierungsbedarf 

1 �So formuliert im Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 
05.09.2016, BT-Drs. 18/9525, S. 2 f.

Ein großer Dank geht wieder an 
p. c. a. p. für die Erstellung des 
Covers und an Ralf Rinke für die 
Zeichnungen von RiOLG Blümlein.
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gibt es in der Interaktion zwischen Polizei, Staats-
anwaltschaften und Gerichten? –  Mit diesen und 
weiteren Fragen setzen sich Sarah Antonia Otto und 
Jürgen Damm auseinander, die bei der Staatsan-
waltschaft bei dem Landgericht Marburg bzw. dem 
Polizeipräsidium Frankfurt am Main seit vielen Jah-
ren schwerpunktmäßig mit dem Thema Vermögens-
abschöpfung befasst sind. Beide schildern ihre be-
ruflichen Erfahrungen exemplarisch für die Tätigkeit 
von Staatsanwaltschaft und Polizei in Hessen. Der 
Schwerpunkt liegt jeweils nicht auf einer rechtlichen 
Auseinandersetzung mit den einzelnen Vorschriften 
der §§ 73 ff. StGB n. F., was auch keine hessenspe-
zifische Thematik wäre. Zudem haben der DRB so-
wie eine Vielzahl von Verbänden und Vereinigungen 
bereits ausführliche Stellungnahmen abgegeben.2

 
Ziel dieses Beitrags ist es vielmehr, aus forensischer 
Sicht darzustellen, ob und inwieweit die nach den 
neuen gesetzlichen Regelungen erfolgende Ver-

2 �Siehe hierzu etwa die Stellungnahmen des DRB 9/16 vom 
02.06.2016 und 19/16 vom 18.10.2016, abrufbar auf der 
Homepage des DRB, die Initiativstellungnahme des BDR vom 
13.04.2017, RPflBl. 2018, 88–93 sowie u. a. die Stellungnahmen 
des DAV, der BRAK und der Strafverteidigervereinigungen, ab-
rufbar auf der jeweiligen Homepage.

ein Praxis-Check   

Vermögensabschöpfung in Hessen 	
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mögensabschöpfung in Hessen bislang dazu führt, 
das gesetzgeberische Ziel zu erreichen. Hierbei 
soll durch die Darstellung der Perspektive mehre-
rer Berufsgruppen aufgezeigt werden, an welchen 
Stellen Verbesserungsmöglichkeiten bei der Zu-
sammenarbeit der beteiligten Behörden und Ge-
richte bestehen, um die Vermögensabschöpfung 
in der Strafverfolgungspraxis wirksam und effektiv 
zu gestalten. In dieser Ausgabe erfolgen zunächst 
Darstellungen der  polizeilichen und staatsanwalt-
schaftlichen Erfahrungen, denn diese Behörden 
sind in jedem Ermittlungsverfahren als erste mit den 
Fragen befasst, ob und durch wen für eine Tat et-
was im Sinne der §§ 73 ff. StGB n. F. erlangt wurde 
und welche konkreten Sicherungsmaßnahmen in 
die Wege zu leiten sind. Entsprechend dem Gang 
des Verfahrens soll ggf. in Folgebeiträgen auch die 
Perspektive von Richtern, Rechtspflegern und Ge-
richtsvollziehern dargestellt werden.3

Charlotte Rau und Christine Schröder

Die Reform der  
Vermögensabschöpfung 
im Jahr 2017 – ein Resümee 
aus staatsanwaltschaft-
licher Sicht

Ausgehend von der klaren Zielsetzung, mit den 
Mitteln des Rechtsstaates dafür Sorge zu tragen, 
dass „sich Straftaten nicht lohnen (dürfen)“, und 
einen dauerhaften Profit aus Straftaten zu unter-
binden, handelte der Gesetzgeber im Jahr 2017 
bei der umfassenden Neuregelung des Rechts der 
strafrechtlichen Vermögensabschöpfung ersichtlich 
in dem Bestreben, neue Impulse in der strafrechtli-
chen Vermögensabschöpfung zu setzen und einen 
„Neustart“4 zu initiieren.

Das Gesetz zur Reform der strafrechtlichen Vermö-
gensabschöpfung vom 13.04.2017 trat mit einer 
Stichtagsregelung zum 01.07.2017 in Kraft. Um 
ein jahrelanges Nebeneinander der alten und neu-
en Rechtslage zu vermeiden, entschied sich der 
Gesetzgeber für diese Stichtagsregelung in Kennt-

3 �Gerade von Richterseite hat das Redaktionsteam hierzu einige 
Zuschriften mit Anregungen erhalten, so etwa für eine Auseinan-
dersetzung mit der Handhabung der nunmehr im Strafverfahren 
verpflichtenden Einziehung von Wertersatz. 

4 So die Formulierung von Köhler, NStZ 2017, 497.

nis des Umstandes, der Rechtspraxis damit „einen 
Sprung ins kalte Wasser“5 zuzumuten. Zwischen Ver-
öffentlichung und Inkrafttreten des Reformgesetzes 
lagen mithin gerade einmal zehn Wochen, in denen 
sämtliche staatsanwaltschaftlichen Dezernentinnen 
und Dezernenten sowie Rechtspflegerinnen und 
Rechtspfleger mit den neuen Vorschriften vertraut 
gemacht und jedenfalls die Grundzüge, die Syste-
matik und ein Grundverständnis für die Normen ver-
mittelt bekommen mussten.

Staatsanwältin seit März 2009, zunächst bei der 
Staatsanwaltschaft in Gießen und seit Januar 
2011 bei der Staatsanwaltschaft in Marburg. 
Seit Januar 2015 Dezernentin für Internationale 
Rechtshilfe, Wirtschaftsstrafsachen, illegale Be-
schäftigung, Falschgeld und Geldwäsche sowie 
behördliche Ansprechpartnerin und Koordinato-
rin für Fragen der Vermögensabschöpfung auf 
staatsanwaltschaftlicher Ebene und stellvertre-
tende Pressesprecherin.

Sarah Antonia Otto 

Zwar gelang es, in dem von der Justizakademie 
im Mai 2017 angebotenen Grundkurs zur Vermö-
gensabschöpfung die Fortbildung inhaltlich auf die 
Reform und ihre Neuregelungen auszurichten und 
dort dem Teilnehmerkreis vorzustellen. Eine Infor-
mation der ganz überwiegenden Anzahl der Kolle-
ginnen und Kollegen musste aber im Rahmen von 
eilig konzipierten ein- bzw. halbtägigen Fortbildungs-
veranstaltungen in Form von Inhouse-Schulungen 
in den Staatsanwaltschaften vor Ort erfolgen. Die 
große Herausforderung bestand insbesondere da-

5 Köhler, a. a. O.

titelthema
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rin, auch Kolleginnen und Kollegen, die bislang 
über keine oder nur geringe Berührungspunkte und 
Erfahrungen mit Fragen der Vermögensabschöp-
fung verfügten, auf die Anwendung der ab dem  
1. Juli geltenden Rechtslage in allen Verfahrensstadi-
en vorzubereiten. 

Diese Inhouse-Schulungen wurden in der Regel 
durch die jeweiligen örtlichen Ansprechpartner für 
Vermögensabschöpfung, also Staatsanwälte oder 
Staatsanwältinnen aus der eigenen Behörde, durch-
geführt, die entsprechend Ziffer 2 der Gemeinsamen 
Richtlinien über die Zusammenarbeit von Staatsan-
waltschaft und Polizei bei der Vermögensabschöp-
fung bei jeder hessischen Staatsanwaltschaft bestellt 
sind.

Nach Inkrafttreten des Reformgesetzes wurden suk-
zessive die entsprechenden HVTS6-Vorlagen und 
-Vordrucke der hessischen Staatsanwaltschaft an 
die neue Gesetzeslage angepasst, wobei sich – dies 
sei selbstkritisch von einem Mitglied der entspre-
chenden HVTS-Fachgruppe angemerkt – die Um-
setzung und Anpassung hinsichtlich der zeitlichen 
Abläufe, gerade im Vergleich mit anderen Bundes-
ländern, als sowohl optimierungsfähig als auch -be-
dürftig erwiesen hat.

Die Organisation der Vermögensabschöpfung 
bei den hessischen Staatsanwaltschaften 

Die Maßnahmen der Vermögensabschöpfung wer-
den (und wurden auch bereits vor Inkrafttreten der 
Reform) bei der Staatsanwaltschaft Marburg – wie 
meines Wissens auch bei den anderen „kleineren“ 
Staatsanwaltschaften in Hessen – verfahrensin-
tegriert durch den bzw. die für das Ermittlungs-
verfahren zuständigen Dezernenten bzw. Dezer-
nentin geführt. Der bzw. die jeweilige behördliche 
Ansprechpartner/-in für Vermögensabschöpfung 
steht bei Fragen unterstützend zur Seite. Glei-
ches gilt entsprechend für die Rechtspfleger bzw. 
Rechtspflegerinnen der hiesigen Staatsanwalt-
schaft; auch diese sind mit den Aufgaben der Ver-
mögensabschöpfung im Ermittlungs- und Vollstre-
ckungsverfahren entsprechend ihrer allgemeinen 
Zuständigkeit nach Geschäftsverteilung befasst.

Bei den „größeren“ hessischen Staatsanwaltschaf-
ten wurden hingegen (ebenfalls bereits vor Inkraft-
treten der Reform) sowohl auf Staatsanwalts- als 
auch auf Rechtspflegerebene Sonderdezernate für 
die Bearbeitung von Angelegenheiten der  Vermö-
gensabschöpfung geschaffen.

6 Hessische-Vordrucke-und-Texte-Sammlung.

Ein erster bewertender Rückblick aus staatsan-
waltschaftlicher Sicht

Es würde den Rahmen dieses Beitrages sprengen, 
auf die jeweiligen Reformziele und ihre Umsetzung 
im Detail einzugehen. Es sollen daher im Folgenden 
lediglich einzelne Aspekte exemplarisch und aus 
staatsanwaltschaftlicher Sicht betrachtet und be-
wertet werden.

Soweit der Gesetzgeber bei seiner Reform mit der 
großen Zielsetzung angetreten ist, eine größere Ak-
zeptanz der Vermögensabschöpfung in der Praxis 
zu erreichen sowie die bis zum 30.06.2017 gel-
tenden, als kompliziert wahrgenommenen rechtli-
chen Regelungen zu vereinfachen, und sich hierbei 
insbesondere durch Streichung des § 73 Abs. 1 S. 
2 StGB a. F. von dem bis dahin geltenden Konzept 
der „Rückgewinnungshilfe“, das als zentrales Hin-
dernis für eine effektive Vornahme von Vermögens-
abschöpfung wahrgenommen wurde, gelöst hat, 
wird man nach gut zwei Jahren Rechtsanwendung 
– jedenfalls bezogen auf das Erkenntnisverfahren – 
ein ganz überwiegend positives Fazit ziehen kön-
nen. Die Vermögensabschöpfung ist nicht mehr nur 
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Aufgabe spezialisierter Vermögensermittler, son-
dern wird als Alltagsgeschäft  im amts- und staats-
anwaltschaftlichen Dezernat wahrgenommen.

In diesem Zusammenhang zeigen auch die Erfah-
rungen der zurückliegenden beiden Jahre, dass 
sich die im Interesse einer zügigen Durchführung 
des Erkenntnisverfahrens und zeitnahen Titulierung 
des staatlichen Anspruchs erfolgte Streichung des 
Entreicherungsprivilegs sowie der Härteklausel 
(§ 73c Abs. 1 Satz 2 bzw. Satz 1 StGB a. F.) und 
die Verlagerung dieser Fragestellungen in das Voll-
streckungsverfahren insoweit bewährt haben, als 
nunmehr eine konsequente Umsetzung der ent-
sprechenden Vorschriften zur Anordnung der (Wert- 
ersatz-)Einziehung von Taterträgen auf tatrichter-
licher Ebene im Hauptverfahren zu konstatieren ist.
Abzuwarten bleibt indes, inwieweit und ob die straf-
rechtliche Praxis auch in der Lage sein wird, mit 
den in das Vollstreckungsverfahren verlagerten Pro-
blematiken der Entreicherung und des Vorliegens 
eines Härtefalls umzugehen und diese adäquat zu 
lösen. 

Festzuhalten und insofern aus der Praxis deut-
lich nach außen zu kommunizieren ist insofern je-
doch auch der Befund, dass die mit der Reform 
intendierte und in der Praxis erfolgte konsequente 
Umsetzung der Vorschriften zur Anordnung der 

(Wertersatz-)Einziehung von Taterträgen im Haupt-
verfahren zu einem ganz erheblichen Anstieg der 
Belastung bei den Staatsanwaltschaften, insbeson-
dere bei den staatsanwaltschaftlichen Rechtspfle-
gern, geführt hat, ohne dass in personeller Hinsicht 
eine Aufstockung der Stellen erfolgt bzw. kurzfristig 
absehbar ist. 

Aus dem Blickwinkel einer mit Rechtshilfeangele-
genheiten befassten Dezernentin hat sich in der 
Praxis zudem die vom Gesetzgeber vorgenom-
mene Aufgabe der bisherigen Differenzierung in 
„Verfall“ und „Einziehung“ und die Schaffung einer 
neuen Terminologie für die strafrechtliche Vermö-
gensabschöpfung als „Einziehung von Taterträ-
gen“, die sich an die international gebräuchliche 
Bezeichnung „confiscation“ anlehnt, vor dem Hin-
tergrund des Erfordernisses einer Intensivierung 
der Zusammenarbeit der Strafverfolgungsbehör-
den auf europäischer und internationaler Ebene als 
hilfreich erwiesen. Gerade die Harmonisierung der 
Instrumente, die die nationalen Rechtsordnungen 
ihren jeweiligen Strafverfolgungsbehörden zur Ver-
fügung stellen, und ein vergleichbares Grundver-
ständnis von Sinn, Zweck und Umfang möglicher 
Maßnahmen der Vermögensabschöpfung erleich-
tern die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
der Strafverfolgungsbehörden ganz erheblich und 
tragen zu einer Beschleunigung der Umsetzung 
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entsprechender ein- und ausgehender Rechtshil-
feersuchen bei. 

Herausforderungen für die Staatsanwaltschaf-
ten und ihre Ermittlungsbehörden

Zur Umsetzung der vom Gesetzgeber und der 
Strafjustiz verfolgten Zielsetzung, mit rechtsstaat-
lichen Mitteln dafür Sorge zu tragen, dass „sich 
Straftaten nicht lohnen (dürfen)“, bedarf es aber ne-
ben der rechtskräftigen Titulierung des staatlichen 
Anspruchs durch Ausspruch einer entsprechenden 
(Wertersatz-)Einziehungsanordnung im Urteil auch 
einer effektiven Vollstreckung dieses Anspruchs. 
Denn nur, wenn dem durch eine rechtswidrige Tat 
zu Unrecht Bereicherten der entsprechende Ver-
mögensvorteil, also der Tatertrag bzw. der Wert des 
Tatertrages, auch tatsächlich wieder entzogen wird, 
lässt sich ein dauerhafter Profit aus der Straftat ver-
hindern.

Die vom Gesetzgeber geschaffene Regelung zur 
Vermögensabschöpfung durch gerichtliche Anord-
nung der (Wertersatz-)Einziehung wäre ein ziemlich 
„stumpfes Schwert“, müsste mit ihrer Durchsetzung 
bis zur Rechtskraft der gerichtlichen Anordnung 
zugewartet werden ohne die Möglichkeit, entspre-
chende Sicherungsmaßnahmen zur Durchsetzung 
des staatlichen Anspruchs bereits vor rechtskräf-
tigem Abschluss des Erkenntnisverfahrens – insbe-
sondere bereits im Ermittlungsverfahren – zu ergrei-
fen; die Gefahr, dass der Einziehungsadressat nach 
Bekanntwerden der gegen ihn geführten Ermitt-
lungen den Versuch unternimmt, den Einziehungs-
gegenstand oder andere Vermögensgegenstände 
beiseitezuschaffen, unauffindbar zu verbergen oder 
zu verbrauchen, um sie nicht dem Staat überlassen 
zu müssen, ist hoch. 

Für den Erfolg der strafrechtlichen Vermögensab-
schöpfung maßgeblich ist es daher, wie effektiv die 
vom Gesetzgeber geschaffenen strafprozessualen 
Sicherungsinstrumentarien der Beschlagnahme 
bzw. des Vermögensarrests (§§ 111b, 111e StPO) 
unter gleichzeitiger Wahrung des verfassungs-
rechtlichen Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes insbe-
sondere bereits im Ermittlungsverfahren umgesetzt 
werden können.

Dementsprechend lag der Schwerpunkt der dies-
jährigen Inhouse-Schulung „Vermögensabschöp-
fung“ bei der Staatsanwaltschaft Marburg im Be-
reich der Sicherung von Vermögenswerten bereits 
im Ermittlungsverfahren. Erstmals wurden in diesem 
Jahr zu dieser Veranstaltung auch die im hiesigen 
Zuständigkeitsbereich tätigen hauptamtlichen (po-
lizeilichen) Vermögensermittler sowie polizeiliche 

Sachbearbeiter aus den Fachkommissariaten Be-
trug und Diebstahl eingeladen, was auf polizeilicher 
Seite auf ein großes Interesse stieß.

Deutlich wurde aber insofern auch, dass eine In-
tensivierung der Bemühungen um die Ergreifung 
effektiver Sicherungsmaßnahmen – in ganz erheb-
lichem Umfang – personelle Ressourcen sowohl auf 
polizeilicher als auch auf staatsanwaltschaftlicher 
Ebene bindet, sodass die Durchführung, die Effizi-
enz und der Erfolg von Sicherungsmaßnahmen zum 
jetzigen Zeitpunkt und zukünftig ganz maßgeblich 
von einer Verbesserung der Personalsituation ab-
hängen (werden).

Ergänzend sei insofern auch darauf hingewiesen, 
dass sich nach Vorliegen der ersten praktischen 
Erfahrungen im Zusammenhang mit der Fahndung 
und Fahndungsausschreibung nach Vermögens-
werten (§ 459g Abs. 3 StPO) im Rahmen der Vollstre-
ckung von (Wertersatz-)Einziehungsanordnungen 
die Notwendigkeit ergänzender (klarstellender) Re-
gelungen zu Zuständigkeit und Kompetenzen sowie 
ein entsprechender Fortbildungsbedarf sowohl auf 
justizieller als auch auf polizeilicher Ebene gezeigt 
haben.
 
Weitere konsequente Bündelung von Kompe-
tenzen und Ressourcen und Verbesserung der 
personellen Ausstattung aller beteiligten Behör-
den

Eine wirksame und effektive Umsetzung der Re-
gelungen zur strafrechtlichen Vermögensabschöp-
fung, insbesondere der strafprozessualen Siche-
rungsinstrumentarien, erfordert neben spezifischen 
Schulungs- und Fortbildungsangeboten – sowohl 
aufseiten der Justiz als auch aufseiten der Polizei 
und der anderen Ermittlungsbehörden – eine mög-
lichst frühzeitige intensive Zusammenarbeit der 
beteiligten Stellen unter Einbindung der entspre-
chenden Ermittler von Polizei, Zoll, Finanzbehörden, 
Staatsanwaltschaft sowie der involvierten Rechts-
pfleger mit dem Ziel, die vorhandenen Ressourcen 
und Kompetenzen zu bündeln und Parallelermitt-
lungen möglichst zu vermeiden. 

Der bereits zum jetzigen Zeitpunkt zu konstatie-
rende Anstieg der seit 2017 zu verzeichnenden 
Ermittlungsverfahren, in denen Vermögenswerte 
zum Zwecke einer späteren Vermögensabschöp-
fung gesichert wurden, sowie die Feststellung, 
dass entsprechende Möglichkeiten zur vorläu-
figen Sicherung von Vermögenswerten effektiver 
und wirksamer als bisher genutzt werden könnten, 
wenn entsprechende personelle Ressourcen zur 
Verfügung stünden, belegen die Notwendigkeit der 
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Verbesserung der Personalsituation bei allen betei-
ligten Stellen. Zu erwarten ist zudem, dass wegen 
der Zunahme festzustellender grenzüberschreiten-
der Geldflüsse und Vermögensverschiebungen ins 
Ausland – sowohl eingehend als auch ausgehend 
– die Anzahl der Rechtshilfeersuchen in der Zukunft 
noch weiter deutlich ansteigen wird.

Vor dem Hintergrund der Komplexität der Materie 
und des Umstandes, dass sich hinsichtlich der Aus-
legung einzelner Rechtsnormen sowohl auf ober- als 
auch auf höchstrichterlicher Ebene unterschiedliche 
Auffassungen (s. etwa die kürzlich ergangene An-
frage des 1. Strafsenats des BGH vom 11.07.2019 
vor dem Hintergrund der divergierenden Auffas-
sungen zur Frage, ob die Entscheidung über die 
Einziehung von Taterträgen im Jugendstrafverfah-
ren eine gebundene Entscheidung ist oder im ge-
richtlichen Ermessen steht) herausgebildet haben, 
ist ein regelmäßiger und zeitnaher Erfahrungsaus-
tausch zwischen den an der Vermögensabschöp-
fung beteiligten Personen und Stellen unabdingbar 
und sollte nach hiesigem Dafürhalten in regelmä-
ßigen Arbeitsbesprechungen und Arbeitstagungen 
auf Landesebene intensiviert werden, zumal Hes-
sen im Gegensatz zu anderen Bundesländern – wie 
etwa Bayern, Baden-Württemberg, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen oder Schleswig-Holstein – 
über keine juristische Zentralstelle für Fragen der 
Vermögensabschöpfung verfügt, die den einzelnen 
Staatsanwaltschaften des Landes bei komplexen 
Fragestellungen beratend und unterstützend zur 
Seite stehen kann.

Sarah Antonia Otto
Staatsanwältin bei der Staatsanwaltschaft Marburg

Vermögensabschöpfung 
– Situationsbeschreibung 
am Beispiel des Polizei-
präsidiums Frankfurt am 
Main 

Ohne eine wirksame strafrechtliche Vermögensab-
schöpfung kann Kriminalitätsbekämpfung nur als un-
vollkommenes Stückwerk bezeichnet werden.7  

Das Vertrauen der Bevölkerung in die Gerechtigkeit 
und die Unverbrüchlichkeit der Rechtsordnung kann 
Schaden nehmen, wenn Straftäter deliktisch erlangte 

7 �So die Formulierung im Gesetzentwurf der Bundesregierung 
vom 05.09.2016, BT-Drs. 18/9525, S. 45.

Vermögensvorteile dauerhaft behalten dürfen. Eine 
Duldung solcher strafrechtswidrigen Vermögensla-
gen durch den Staat könnte den Eindruck hervorru-
fen, kriminelles Verhalten zahle sich aus, und damit 
staatlich gesetzten Anreiz zur Begehung gewinnori-
entierter Delikte geben.8

Erster Kriminalhauptkommissar, seit 1994 stell-
vertretender Ermittlungsgruppenleiter der Fi-
nanzermittlungsdienststelle im Polizeipräsidium 
Frankfurt am Main, seit 2004 dort Leiter der 
zentralen Ermittlungsgruppe „Vermögensab-
schöpfung“. In dieser Ermittlungsgruppe arbei-
ten ausschließlich Vermögensermittler, die sich 
auf die Suche und Sicherung von illegal erlangten 
Vermögenswerten spezialisiert haben und durch 
eine Dipl.-Kauffrau und eine Bilanzbuchhalterin 
unterstützt werden.

Jürgen Damm

Entwicklung der Vermögensabschöpfung am 
Beispiel des Polizeipräsidiums Frankfurt am 
Main 

Erst mit der Einführung des Verfalls (§ 73 StGB  
a. F.) im Jahr 1969 ist die strafrechtliche Vermögens-
abschöpfung umfassend gesetzlich verankert wor-
den. Zuvor waren Verfall und Einziehung lediglich 
für einzelne Delikte geregelt. Eine erste strafprozes-
suale Ergänzung erfolgte durch die 1974 geschaf-
fenen Vorschriften über die vorläufige Sicherstellung 
(§§ 111b ff. StPO). Gezielte polizeiliche Ermittlungen 
zu Vermögenssicherungs- und Abschöpfungs-

8 �BVerfG, Beschluss vom 14.01.2004, 2 BvR 564/95, BVerfGE 
110, 1, zitiert nach juris Rn. 103.
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maßnahmen waren in dieser Zeit kaum üblich. Der 
Schwerpunkt polizeilicher Arbeit lag vordringlich 
auf der tatbestandlichen Aufklärung von Erlan-
gungstaten wie Raub, Diebstahl, Betrug, Handel 
mit Betäubungsmitteln, Hehlerei und  anderen De-
likten. Seit 1992 wurden etliche gesetzliche Reform-
anstrengungen unternommen, um Abschöpfungslü-
cken zu schließen. Insbesondere durch das Gesetz 
zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels 
und anderer Erscheinungsformen der Organisier-
ten Kriminalität (OrgKG) vom 15. Juli 1992 sollte der 
organisierten Kriminalität die finanzielle Basis entzo-
gen werden. Auch waren die Einführung des Geld-
wäscheparagrafen § 261 StGB und die Einführung 
des Geldwäschegesetzes erste ernst zu nehmende 
Versuche, gezielt Verbrechenserlöse abzuschöpfen. 
Aufgrund dieser gesetzlichen Neuerungen nahmen 
einige Polizeibehörden, darunter auch das Polizei-
präsidium Frankfurt am Main, Planungen für gezielte 
Finanzermittlungen und Vermögensabschöpfungen 
auf.

Mit der Errichtung einer Kriminalinspektion zur Be-
kämpfung der organisierten Kriminalität im Jahr 
1994 war auch die Einrichtung einer aus zunächst 
drei Beamten bestehenden „Finanzermittlungsgrup-
pe“ im Polizeipräsidium Frankfurt am Main verbun-
den. Unterstützung erhielt diese Ermittlungsgruppe 
kurze Zeit später von zwei extern ausgebildeten 
Hochschulabsolventen mit Berufserfahrung im Be-
reich Betriebswirtschaft und Controlling.

Die Anfänge waren angesichts der neuen Straftat-
bestände, der schwierigen Rechtsmaterie und einer 
nur unzureichenden Fortbildung ernüchternd. Die 
gängige polizeiliche Ausbildung war nicht auf den 
„Finanzermittlungsansatz“ ausgelegt, sodass es 
einige Zeit brauchte, bis gezielte Fortbildungsmaß-
nahmen implementiert wurden.

Seit 1997 werden kriminalpolizeiliche Sachbearbeiter 
durch Juristen gezielt und kontinuierlich weitergebil-
det. Dies geschieht maßgeblich durch Spezialisten 
des Landeskriminalamtes Baden-Württemberg.

Das Recht der Vermögensabschöpfung galt von Be-
ginn an als kompliziert. Umfangreiche Bezüge zum 
Zivilprozess- und Zwangsvollstreckungsrecht er-
schwerten die Anwendung der Vorschriften im Straf-
verfahren. Finanzermittlungen konnten häufig erst 
nach Durchsuchungs- und Festnahmeaktionen offen 
gestartet werden, was in der Regel in Ermittlungs-
verfahren mit Haftsachen dazu führte, dass ein Ende 
der Ermittlungen vor Anklageerhebung kaum mög-
lich war. Die Anforderung von Bankkonten, deren 
Auswertung und anschließende Vermögenssiche-
rungen nahmen und nehmen heute noch regelmä-

ßig sehr viel Zeit in Anspruch. Eine Beschleunigung 
in diesem Bereich ist durch die Finanzermittler nur 
bedingt möglich, da sie auf die Zulieferung von Ban-
ken und im Zuge der Digitalisierung aller Lebensbe-
reiche auch auf die Unterstützung und Auswertung 
von IT-Asservaten durch Spezialisten angewiesen 
sind. Dies mag ein Grund dafür sein, dass das Mittel 
der Vermögensabschöpfung aus meiner Sicht bei 
den Strafverfolgungsbehörden zu Beginn eher zö-
gerlich Anwendung fand.

Im Laufe der folgenden Jahre führten erste Erfolge 
zu einer größeren Bedeutung der Finanzermitt-
lungen zur Vermögensabschöpfung im Polizeiprä-
sidium Frankfurt am Main.  Aus unterschiedlichen 
Fachkommissariaten mehrten sich Unterstützungs-
ersuchen und Anfragen, was die praktische Ausei-
nandersetzung mit dem Thema förderte. Die zum 
Teil für Vermögensabschöpfung freigestellten An-
sprechpartner bei der Staatsanwaltschaft Frankfurt 
am Main schafften eine positive Basis, auf der ge-
zielte Finanzermittlungen und Vermögensabschöp-
fungen gemeinsam praktiziert werden konnten. Be-
sonders erfolgreich waren die Maßnahmen immer 
dann, wenn ein freigestellter Dezernent der Staats-
anwaltschaft und ein Rechtspfleger gemeinsam mit 
den polizeilichen Ermittlern die Vermögenssiche-
rungen begleiteten.   

Ob betrügerisch erlangte Vermögenswerte oder 
Vermögensvorteile durch Diebstahl und Hehlerei, ob 
Einkünfte und Gewinne aus Drogenhandel und Kor-
ruptionsdelikten oder gemeinsame Ermittlungen mit 
Zoll- bzw. Finanzbehörden, das Aufgaben- und Ein-
satzspektrum ist vielfältiger geworden und hat sich 
gewandelt. Auf die gestiegenen Anforderungen an 
die Vermögensabschöpfer wurde bei der Polizei im-

Vermögensabschöpfung
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mer wieder organisatorisch und personell reagiert. 
Allerdings verharrt die personelle Ausstattung mo-
mentan auf dem Stand von 2011.

Aufgaben polizeilicher Finanzermittler und Ver-
mögensabschöpfer im Polizeipräsidium Frank-
furt am Main

Zu Beginn der gezielten polizeilichen Finanzermitt-
lungen ab dem Jahr 1993 bestanden die Aufgaben 
der Finanzermittler darin, in Verfahren mit Bezug zur 
Organisierten Kriminalität (OK) von Banken gemel-
dete Geldwäscheverdachtsanzeigen mit aktuell an-
hängigen Ermittlungsverfahren in Bezug zu bringen 
und auf diesem Weg inkriminierte Gelder zu sichern. 

Ihre Ermittlungen sollten das finanzielle Umfeld 
beleuchten und auf diesem Weg zu Motivfindung 
und Tatbestandsermittlungen beitragen. Ziel war 
es einerseits, finanzielle Transaktionen gerichts-
verwertbar zu analysieren und aufzubereiten, und 
andererseits, Gerichten Möglichkeiten zu eröffnen, 
Vermögenswerte im Wege des Verfalls oder der 
Einziehung abzuschöpfen. Die Reinvestition inkrimi-
nierter Vermögenswerte in den Wirtschaftskreislauf 
sollte damit verhindert und die Möglichkeit der Op-
ferentschädigung geschaffen bzw. ausgebaut wer-
den.

Organisatorisch waren diese speziell ausgebildeten 
Finanzermittler in Frankfurt am Main zunächst über-
wiegend deliktisch ermittelnden Dienststellen zuge-
ordnet. Erst im Jahr 2004 wurde eine Ermittlungs-
gruppe eingerichtet, die sich ausschließlich mit der 

Aufspürung und vorläufigen Sicherung von Vermö-
genswerten in dafür geeigneten Ermittlungsverfah-
ren beschäftigte. Die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter dieser Organisationseinheit waren und sind 
heute noch freigestellt von deliktischen Ermittlungen 
und für die Beratung, die gezielte Vermögens- 
aufspürung und Unterstützung der Vermögenssi-
cherung aller Dienststellen des Polizeipräsidiums 
Frankfurt am Main zuständig. 

Erfahrungen aus mehreren großen Wirtschafts- und 
OK-Verfahren der jüngsten Vergangenheit belegen 
heute die Bedeutung der Vermögensermittler der 
Polizei. Eine frühzeitige Einbindung der Vermö-
gensermittler in Großverfahren mit erkennbarem Po-
tenzial zu Vermögenssicherungen ist in Frankfurt am 
Main zur Standardmaßnahme geworden. Eine enge, 
koordinierte Zusammenarbeit zwischen Staatsan-
waltschaft, Polizei, Rechtspflegern, Finanzbehörden 
und Gerichtsvollziehern hat sich hierbei mehrfach 
bewährt, was jährliche Vermögenssicherungen im 
siebenstelligen Eurobereich belegen.

Eine enge Abstimmung mit Rechtspflegern ist an der 
Tagesordnung und unbedingt erforderlich. Hilfreich 
ist deshalb seit kurzer Zeit ein unregelmäßiger In-
formationsaustausch zwischen Rechtspflegern und 
Vermögensermittlern der Polizei. In Einzelfällen wird 
bei Vollstreckungsmaßnahmen auch mit Finanzbe-
hörden zusammengearbeitet. Auch hier haben sich 
erste Informationsveranstaltungen auf Arbeitsebene 
als sehr hilfreich herausgestellt.

titelthema



HeMi 2/2019               13

Die Vermögensermittler beziffern den eingetretenen 
Vermögensschaden, ermitteln vollstreckbare Ver-
mögenswerte, betreiben in Koordination mit Staats-
anwaltschaft, Rechtspflegern und Gerichtsvollzie-
hern die Sicherungsmaßnahmen. Je nach Einzelfall 
und rechtlichen Möglichkeiten werden auch Voll-
streckungsbeamte anderer Organisationseinheiten 
(Ordnungsämter, Finanzbehörden usw.) hinzugezo-
gen.

Herausforderungen und 
Perspektiven
Mit der Reform der Vermögensabschöpfung im 
Jahr 2017 wollte der Gesetzgeber Gerichten, 
Staatsanwaltschaften und Ermittlungsbehörden 
ein geeignetes rechtliches Instrumentarium an die 
Hand geben. Zur Umsetzung der neuen Vorschrif-
ten war bereits in der Gesetzesbegründung da-
rauf hingewiesen worden, dass organisatorische 
Voraussetzungen geschaffen und eine geeignete 
Personal- und Sachausstattung vorgenommen 
werden müssten, um eine wirksame und effiziente 
Vermögensabschöpfung gewährleisten zu können. 
Zur Erreichung dieser Ziele könnte aus polizeilicher 
Sicht auch die Umsetzung folgender Vorschläge mit 
organisatorischen und personellen Veränderungen 
beitragen:

Frühzeitige und konsequen-
te Vermögenssicherungen im 
Ermittlungsverfahren

In sehr vielen Strafverfahren wird im Rahmen eines 
Strafurteils auch die Einziehung von Vermögens-
werten ausgesprochen. Vielfach erfolgt allerdings 
zuvor keine Vermögenssicherung, sodass nach 
Rechtskraft des Urteils Rechtspfleger mit der Voll-
streckung der Einziehungsentscheidung beauftragt 
werden. Erfahrungen aus vielen Jahren Vermögens-
abschöpfung belegen aber, dass Vermögenswerte, 
die nicht im Rahmen des Ermittlungsverfahrens 
für eine Einziehungsentscheidung des Gerichtes 
durch Polizei oder Gerichtsvollzieher gesichert wer-
den konnten, praktisch uneinbringlich sind, da die 
Verurteilten sich vermögenslos stellen. Hieraus be-
gründet sich der Wunsch, die Vermögensabschöp-
fung als Standardmaßnahme bei Erlangungstaten 
anzuwenden, wenn nicht erkennbar zu diesem Zeit-
punkt bereits die Voraussetzungen des § 421 StPO 
vorliegen. 

Ferner sollte häufiger in einem frühen Ermittlungs-
stadium geprüft werden, ob eine vorläufige Si-
cherungsmaßnahme durch Beschlagnahme oder 
Vermögensarrest auch unter Einbeziehung polizei-

licher Ermittler möglich ist, um dem Gericht in einer 
Hauptverhandlung die Möglichkeit einzuräumen, 
über bereits gesicherte Vermögenswerte entschei-
den zu können. 

Gemeinsame Ermittlungsein-
heit aus Staatsanwaltschaft, 
Polizei, Rechtspflegern und 
Finanzbehörden 

Bei Vermögensaufspürung, -sicherung und -verwer-
tung ergeben sich vielfältige Schnittmengen zwi-
schen den beteiligten Ermittlern von Polizei, Staats-
anwaltschaft, Rechtspflegern und Finanzbehörden. 
Parallelermittlungen werden immer wieder festge-
stellt und könnten bei einer engen Verzahnung ver-
mieden werden. Da alle beteiligten Behörden das 
gleiche Ziel verfolgen, nämlich die Entreicherung 
von Straftätern, wäre eine engere Zusammenarbeit 
effizienter und erstrebenswert.

Ermittlungszentren bei Gene-
ralstaatsanwaltschaften 
anderer Bundesländer

In mehreren deutschen Bundesländern (z. B. in 
Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg, Ba-
yern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein) sind 
aufgrund des dort ermittelten Bedarfs durch die 
Justizbehörden bei den jeweiligen Generalstaats-
anwaltschaften Ermittlungszentren mit dem Ziel 
eingerichtet worden, komplexe Spezialfragen ziel-
gerichtet beantworten zu können und den land-
gerichtlichen Staatsanwaltschaften im Bereich der 
Vermögensabschöpfung Hilfestellungen zu geben. 
Dadurch wird ein zentraler, kompetenter Ansprech-
partner geschaffen.

Personelle Ausstattung aller 
beteiligten Behörden

Die konsequente Anwendung der neuen Vorschrif-
ten zur Vermögensabschöpfung führte insbeson-
dere seit 2017 zu einem erheblichen Anstieg der 
Ermittlungsverfahren mit Vermögenssicherungen. 
Diese Entwicklung war so in der Gesetzesbegrün-
dung prognostiziert worden. Insbesondere Rechts-
pfleger haben neben Polizei, Staatsanwaltschaft 
und Gerichten einen erheblichen Mehraufwand zu 
verzeichnen. Eine Verbesserung der personellen 
Situation ist dringend erforderlich.

Titelthema
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Gutachten für die Justiz 

Betriebswirtschaftliche Sachverständigengutachten im   
Rahmen von Rechtsstreitigkeiten und Strafverfahren 

Insolvenzgutachten 

Bewertungen 

Schadensermittlung 

Wirtschaftlichkeitsanalysen 

Individuelle Fragestellungen transparent und kompakt      
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Zentralstelle zur Verwaltung 
und Verwertung gesicherter 
Vermögenswerte

Eine wesentliche Forderung der EU-Richtlinie 
2014/42 vom 03.04.2014 ist bislang noch nicht in 
nationales Recht umgesetzt worden. In Artikel 10 
wird „die Verwaltung sichergestellter und einge-
zogener Vermögensgegenstände“ gefordert, was 
die Mitgliedstaaten durch Errichtung von Zentral-
stellen, spezialisierten Stellen oder vergleichbaren 
Mechanismen gewährleisten sollen. Die Schaffung 
einer solchen Struktur hätte einen erheblichen Ent-
lastungseffekt bezüglich der Verwaltung und Ver-
wertung von Vermögenswerten für alle beteiligten 
Behörden und könnte effektiv einem Wertverfall ge-
sicherter Vermögenswerte durch rechtzeitige Ver-
äußerung oder Versteigerung entgegenwirken.

Neue Fahndungsmöglichkeiten 
brauchen klare Vorgaben

Das neue Recht sieht die Fahndung und Fahn-
dungsausschreibung nach Vermögenswerten vor, 
wenn Täter rechtskräftig verurteilt wurden. Zur Um-
setzung dieser Möglichkeiten ergingen zwar bislang 
Handlungsanweisungen, aber die rechtlichen Pro-
bleme wie z. B. die Anordnung der Durchsuchung 
der Person und der Sachen, wenn ein verurteilter 
Straftäter bei einer Fahndungskontrolle angetroffen 
wird, sind praktisch kaum geregelt. 

In der Vollstreckung von Einziehungsentschei-
dungen sind nur wenige Polizeibeamte geschult. 
Unsicherheiten und unter Umständen Fehler bei 
den Sicherungsmaßnahmen sind nicht auszuschlie-
ßen. Hier sind Vorgaben auf Bundesebene in Vorbe-
reitung und dringend erforderlich. Intensive Schu-
lungen aller infrage kommenden Polizeibeamten 
sind notwendig, um mögliche Fehlerquellen bei der 
Anwendung der Vorschriften zu minimieren. 

Intensivierung der Ausbildung 
zur Vermögensabschöpfung 
für deliktische Sachbearbei-
ter
Die bislang im Rahmen des Bachelorstudiums 
vermittelten Kenntnisse der polizeilichen Sachbe-
arbeiter sind nicht ausreichend, um Vermögens-
abschöpfungsmaßnahmen zu intensivieren. Da ein 
Vermögensarrest in das Vermögen des Täters einen 
ähnlich starken Grundrechtseingriff bedeutet wie 
ein Haftbefehl, müssen Standardkenntnisse über 
Möglichkeiten von Kontenauswertungen bis hin zu 

einfachen Finanzermittlungen und Vollstreckungs-
problematiken bei jedem polizeilichen Ermittler vo-
rausgesetzt werden können. 

RegelmäSSiger Informations-
austausch

Neue Vorschriften, Anwendungserfahrungen und 
unterschiedliche Auslegungen der Rechtsvorschrif-
ten sind bei einer solch umfangreichen Reform 
an der Tagesordnung. Aktuelle Gerichtsentschei-
dungen und Erfahrungen auf allen Ebenen müssen 
deshalb schnell und kontinuierlich zwischen den 
Beteiligten ausgetauscht werden. Hierzu eignen 
sich am besten regelmäßige Arbeitstagungen zwi-
schen allen beteiligten Behörden. 

Schaffung weiterer Vermö-
gensabschöpfungsvorschrif-
ten durch ein Unternehmens-
strafrecht
Aktuell arbeitet das Bundesjustizministerium an 
dem Entwurf eines Verbandssanktionengesetzes. 
Dieses verfolgt das Ziel, die Sanktionierung von 
Unternehmen und sonstigen Verbänden auf eine ei-
gene gesetzliche Grundlage zu stellen. Es soll eine 
angemessene Ahndung von Verbandsstraftaten er-
möglichen.  Der Begriff der „Verbandsgeldsanktion” 
soll klarstellen, dass es sich hier neben den gegen 
einzelne Personen zu verhängenden Geld- oder 
Haftstrafen sowie Bußgeldern und Einziehungsent-
scheidungen um eine neue, eigenständige Sankti-
onsform handelt.  Neue Herausforderungen sind für 
die Ermittlungsbehörden insbesondere im Bereich 
der Bekämpfung der Organisierten Kriminalität, 
der Korruption, der Geldwäsche und größerer Wirt-
schaftsverfahren absehbar.

Jürgen Damm
Erster Kriminalhauptkommissar beim 

Polizeipräsidium Frankfurt am Main
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Gremienwahlen

Auf der Liste des Richterbundes Hessen sind nach den Wahlen im Juni 2019 neben vielen erfahrenen 
Kolleginnen und Kollegen auch einige neue Gesichter in die Beteiligungsgremien der hessischen Justiz 
eingezogen. Hier werden sie sich auch künftig für die Belange aller Kolleginnen und Kollegen einsetzen.

Die Gremienmitglieder des Richterbundes Hessen stehen Ihnen jederzeit gerne für Fragen zur Verfügung. 
Für eine Erleichterung der Kommunikation haben wir nun gremienbezogene und personenunabhängige 
E-Mail-Adressen beim Richterbund Hessen eingerichtet, damit Sie Ihre Fragen direkt an die Vertreter des 
Richterbundes in den betroffenen Beteiligungsgremien adressieren können.

Ausführliche Kandidatenporträts und Informationen zu den einzelnen Beteiligungsgremien finden Sie im 
HeMi-Heft 1/2019.

Wir freuen uns über das gute Wahlergebnis für den Richterbund Hessen und danken allen unseren Wähle-
rinnen und Wählern herzlich für das in uns gesetzte Vertrauen!

Präsidialrat der ordentlichen Gerichtsbarkeit:
Kontakt: praesidialrat.ordentliche-gerichte@richterbund-hessen.de

Dr. Charlotte Rau, 	 Lothar Schwarz, 	 Dr. Klaus Seubert,  
Oberlandesgericht 	 Amtsgericht	 Amtsgericht 
Frankfurt am Main	 Lampertheim	 Eschwege

 

Dr. Daniel Saam, 	 Claudia Götz-Tallner 	 Mathias Gäfgen,
Oberlandesgericht	 (stellvertretendes Mitglied), 	 Amtsgericht
Frankfurt am Main	 Landgericht Frankfurt am Main	 Bad Schwalbach

Die neu gewählten Gremienmitglieder des  

Richterbundes Hessen
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Gremienwahlen

 

Stefan Göhre 	 Hanna Halbig
(stellvertretendes Mitglied),	 (stellvertretendes Mitglied),
Oberlandesgericht Frankfurt am Main	� Amtsgericht Frankfurt am Main

Richterwahlausschuss der ordentlichen  
Gerichtsbarkeit:
Kontakt: richterwahlausschuss@richterbund-hessen.de 

Constanze Zanner, 	 Wolfram Sauer	 Andreas Weiß  
Amtsgericht 	 (stellvertretendes Mitglied),	 (stellvertretendes Mitglied), 
Frankfurt am Main	 Landgericht Frankfurt am Main	 Landgericht Hanau

Bezirksrichterrat der ordentlichen Gerichtsbarkeit
Kontakt: bezirksrichterrat.ordentliche-gerichte@richterbund-hessen.de

Heidrun Mondl, 	 Volker Mütze,	 Dr. Marco Herzog,
Vorsitzende,	 stellv. Vorsitzender,	 Landgericht Marburg
Amtsgericht Bad Hersfeld	 Landgericht Kassel	
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Dr. Malaika Broosch	 Matthias Besson	 Joachim Becker
(stellvertretendes Mitglied),	 (stellvertretendes Mitglied),	 (stellvertretendes Mitglied),	
Amtsgericht Frankfurt am Main	 Landgericht Kassel 	 Landgericht Darmstadt

Bezirksstaats-	 Bezirksrichterrat	 Präsidialrat  
anwaltsrat:	d er Sozialgerichts-	 Der Landessozial-
	 barkeit	g erichtsbarkeit
Kontakt: 	 Kontakt: 	 Kontakt:
bezirksstaatsanwaltsrat@	 bezirksrichterrat.	 präsidialrat.
richterbund-hessen.de	 sozialgerichtsbarkeit@	 sozialgerichtbarkeit@
	 richterbund-hessen.de	 richterbund-hessen.de
	

Alexander P. Klein, 	 Sylvia Schmidt,	 Dr. Gunnar Formann, 
Staatsanwaltschaft Frankfurt	 Landessozialgericht	 Sozialgericht
	 Darmstadt	 Frankfurt am Main

Miriam Zeidlewitz	 Dr. Franziska Buchwald	 Dr. Henning Müller
(stellvertretendes Mitglied),	 (stellvertretendes Mitglied),	 (stellvertretendes Mitglied),
Generalstaatsanwaltschaft	 Sozialgericht Darmstadt	 Landessozialgericht Darmstadt
Frankfurt am Main

Gremienwahlen
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Einladung  

Podiumsdiskussion und Mitgliederversammlung 

2019 des Richterbundes Hessen	

Die diesjährige Podiumsdiskussion des Richter-
bundes Hessen wird am Freitag, dem 29.11.2017, 
in Frankfurt am Main im Haus am Dom, Domplatz 
3, 60311 Frankfurt, ab 10 Uhr stattfinden und steht 
unter dem Titel:

Zukunft der Justiz –  
Justiz der Zukunft

Die dritte Gewalt unter  
digitalem Anpassungsdruck

Schöne neue Digitalwelt: Inkassodienstleister und 
Kanzleien, die aufgrund ihrer Finanzstärke und 
ausgeklügelter automatisierter Fallbearbeitungen 
Tausende gleichförmige Masseverfahren generie-
ren und mittels Algorithmen enorme Datenmengen 
aufarbeiten können, treffen auf eine Justiz, deren 
analoge Welt im Wesentlichen noch auf einer Ak-
tenordnung aus dem Jahr 1934 beruht. Eine Justiz, 
die auch aus diesem Grund von Nachwuchssorgen 
geplagt ist und die im verfassungsrechtlichen Gefü-
ge und wegen prozessualer Vorgaben Einzelfallge-
rechtigkeit durch hoch qualifizierte, sorgfältig aus-
gewählte Richterinnen und Richter schaffen muss.

Schon jetzt gibt es Brüche, gegen welche die 
Rechtsprechung nur unzureichend gewappnet ist. 
Zwar werden Aktenverwaltungsprogramme kon-
tinuierlich „fortentwickelt“ – optisch und funktional 
bezeugen sie jedoch überdeutlich ihre Herkunft aus 
den 1990er-Jahren. Auch heute prägen noch hohe 
Aktenstapel das Bild der Justiz. Von einer elek-
tronischen Aktenführung („eJustice“) ist die dritte 
Gewalt in Hessen noch meilenweit entfernt. Über 

einzelne „Pilotversuche“ kommt sie nicht hinaus. 
Zugleich werden Kanzleien und Unternehmen im-
mer digitaler.

Ist das Schwarzmalerei notorischer Nörgler oder 
droht gar der Stillstand der Rechtspflege? Welche 
Wege muss die rechtsprechende Gewalt gehen 
und in welchem Zeitrahmen? Ist die Justiz noch 
zukunftsfähig? Der Richterbund Hessen will diesen 
Fragen auf seiner diesjährigen Jahresmitgliederver-
sammlung auf den Grund gehen.

Nach einer Einführung durch Rechtsanwalt  
Michael Grupp, Geschäftsführer der BRYTER 
GmbH, diskutieren Prof. Dr. Roman Poseck, Prä-
sident des Staatsgerichtshofes und Präsident des 
Oberlandesgerichts Frankfurt am Main, Prof. Dr. 
Reinhard Gaier, Richter des Bundesverfassungs-
gerichts a. D., und Rechtsanwalt Oskar de Felice, 
Flightright GmbH.

Moderation: 
Rechtsanwältin Dr. Anette Schunder-Hartung

Im Anschluss an die Diskussion (ab ca. 12:30 Uhr) 
wird es bei einem Stehempfang Gelegenheit für Ge-
spräche geben.

Wir möchten Sie bereits heute herzlich zu der Podi-
umsdiskussion einladen!

Ab 13.30 Uhr folgt die ordentliche Mitgliederver-
sammlung des Richterbundes Hessen.

Wir hoffen auf die Teilnahme zahlreicher Kolleginnen 
und Kollegen.
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23. Deutscher Richter- und Staatsanwaltstag 
1. bis 3. April 2020 in Weimar 

Programmiertes Recht – absolute Gerechtigkeit? 
 
 

V o r a n k ü n d i g u n g  
 
Mittwoch, 1. April 2020 
 
10.00 bis 12.45 Uhr Eröffnungsveranstaltung mit Verleihung des  
 DRB-Menschenrechtspreises 
 
14.00 bis 15.20 Uhr Einführung „Legal Tech – Schöne neue Welt“ 
 
15.30 bis 17.00 Uhr Drei parallele Streitpunkte zu den Themen: 

• „Sichere Daten – eine Illusion?“ 
• „Alexa, wie lautet mein Urteil?“ 
• „Brave New Rechtsstaat“ 

 
19.30 bis 23.00 Uhr Begrüßungsabend 
 
Donnerstag, 2. April 2020 
 
10.00 bis 11.30 Uhr Politisches Streitgespräch 
 
11.45 bis 13.00 Uhr Vier parallele Länderworkshops zum Thema 
 Rechtsstaat/Menschenrechte 
 
14.00 bis 15.45 Uhr Workshops aus der Praxis für die Praxis, u.a.: 
und  Auswirkungen der Fixierungsentscheidung des BVerfG 
16.15 bis 18.00 Uhr  Neue Wege in der Ausbildung und Nachwuchsgewinnung 

• Gesundheitsmanagement und Stressprophylaxe 
• Erfahrungen mit der Vermögensabschöpfung 
• Cybercrime - das Darknet und andere Oasen 
• Umgang mit sozialen Medien in der Öffentlichkeitsarbeit der Justiz 
• Digitaler Nachlass 
• Aktuelle Fragen des privaten Baurechts 
• Kollegiale Beratung/Supervision 
• Interkulturelle Kompetenz 
• Aktuelle Themen aus der Arbeits-, Finanz-, Sozial- und 

Verwaltungsgerichtsbarkeit 
 
Freitag, 3. April 2020 
  
10.00 bis 12.00 Uhr Schlussveranstaltung "Back to basics: Zu den Grundlagen 
 demokratischer Rechtsstaatlichkeit heute" 

•  
•  
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Der neue Prüfvermerk   

zur Unterstützung der Form- und  

Fristprüfung im Elektronischen Rechtsverkehr	

Seit September 20191 lassen sich die bisher teilwei-
se schwierig auffindbaren wichtigsten Informatio-
nen über die Merkmale elektronisch eingegangener 
Nachrichten zum Zwecke der Form- und Fristprü-
fung einem neuen, übersichtlicheren Prüfvermerk 
entnehmen. Dieser Prüfvermerk tritt zur Unterstüt-
zung der juristischen Entscheider neben den gem. 
§ 298 Abs. 3 ZPO vorgeschriebenen Transferver-
merk. Weitere Informationen zum Prüfvermerk er-
halten Sie im Mitarbeiterportal (MAP).

Der Prüfvermerk löst mehrere Probleme, die bis-
her durch Unschärfen der Darstellung im Trans-
fervermerk entstanden waren.2 Insbesondere wird 
als Information zum Übermittlungsweg zwischen 
sicheren Übermittlungswegen (bei denen auf eine 
qualifizierte elektronische Signatur verzichtet wer-
den kann) und sonstigen zugelassenen Übermitt-
lungswegen (insbesondere EGVP) differenziert 

1 �Die Einführung des sog. „Prüfvermerks“ erfolgt nicht in allen Ge-
richtsbarkeiten und Bundesländern zeitgleich und ist abhängig 
von dem genutzten EGVP-Produkt. In der hessischen Arbeits- 
und Sozialgerichtsbarkeit steht der Prüfvermerk als Pilotgerichts-
barkeiten seit 9/2019 zur Verfügung.

2 Vgl. Müller, HeMi 1/2018 S. 11.

– auch bei der De-Mail. Zudem wird für alle Über-
mittlungswege als „Eingangszeitpunkt“ der für die 
Fristwahrung maßgebliche Zeitpunkt wiederge-
geben. Der Prüfvermerk stellt in der Spalte „Qua-
lifiziert signiert nach ERVB“ auch dar, ob die ver-
wendete Signatur den gesetzlichen Anforderungen 
entspricht.

	
	

	
	

1	

Der neue Prüfvermerk zur Unterstützung der Form- und Fristprüfung 
im Elektronischen Rechtsverkehr 
Seit	 September	 20191	 lassen	 sich	 die	 bisher	 teilweise	 schwierig	 auffindbaren	 wichtigsten	
Informationen	 über	 die	 Merkmale	 elektronisch	 eingegangener	 Nachrichten	 zum	 Zwecke	 der	
Form-	 und	 Fristprüfung	 einem	 neuen,	 übersichtlicheren	 Prüfvermerk	 entnehmen.	 Dieser	
Prüfvermerk	 tritt	 zur	 Unterstützung	 der	 juristischen	 Entscheider	 neben	 den	 gem.	 §	298	 Abs.	 3	
ZPO	vorgeschriebenen	Transfervermerk.	Weitere	Informationen	zum	Prüfvermerk	erhalten	Sie	im	
Mitarbeiterportal	(MAP).	

Der	 Prüfvermerk	 löst	 mehrere	 Probleme,	 die	 bisher	 durch	 Unschärfen	 der	 Darstellung	 im	
Transfervermerk	entstanden	waren.2	 Insbesondere	wird	als	 Information	zum	Übermittlungsweg	
zwischen	 sicheren	Übermittlungswegen	 (bei	 denen	auf	 eine	qualifizierte	 elektronische	 Signatur	
verzichtet	werden	kann)	und	sonstigen	zugelassenen	Übermittlungswegen	(insbesondere	EGVP)	
differenziert	 –	 auch	 bei	 der	 De-Mail.	 Zudem	 wird	 für	 alle	 Übermittlungswege	 als	
„Eingangszeitpunkt“	 der	 für	 die	 Fristwahrung	 maßgebliche	 Zeitpunkt	 wiedergegeben.	 Der	
Prüfvermerk	 stellt	 in	 der	 Spalte	 „Qualifiziert	 signiert	 nach	 ERVB“	 auch	 dar,	 ob	 die	 verwendete	
Signatur	den	gesetzlichen	Anforderungen	entspricht.	

	
	
	
Kopfzeile	

	
Informationen	
zur	Übermittlung	

	
	
Informationen	
zum	Absender	und	
Empfänger	
	
Informationen	zur	
EGVP-Nachricht	

	
Informationen	
zum	Dateiformat	
und	zur	
Signatur	von	
Anhängen	der	
EGVP-Nachricht	
	

																																																													
1	Die	Einführung	des	sog.	„Prüfvermerks“	erfolgt	nicht	in	allen	Gerichtsbarkeiten	und	Bundesländern	
zeitgleich	und	ist	abhängig	von	dem	genutzten	EGVP-Produkt.	In	der	hessischen	Arbeits-	und	
Sozialgerichtsbarkeit	steht	der	Prüfvermerk	als	Pilotgerichtsbarkeiten	seit	9/2019	zur	Verfügung.	
2	Vgl.	Müller,	HeMi	1/2018	S.	11.	

Der häusliche Prüfvermerk. 
Ein wahres Vergnügen.

Henning Müller
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Eine amtsangemessene Besoldung verhindert Be-
stechlichkeit und versetzt die Richterschaft in die 
Lage, frei von materiellen Sorgen einen unabhängi-
gen Blick auf die Rechtssachen zu behalten. Diese 
Erkenntnis ist – obwohl sie niemals politische Kon-
junktur hatte und dem Besoldungsgesetzgeber im-
mer wieder ins Gebetbuch zu schreiben ist – weder 
neu noch intellektuell fordernd. Der Zusammenhang 
zwischen wirtschaftlichem Auskommen und unab-
hängiger Justiz ist schon im Buche Deuteronomium 
zu finden. Dort heißt es von den Richtern und Amt-
leuten: „Du sollst das Recht nicht beugen und sollst 
auch keine Person ansehen noch Geschenke neh-
men; denn die Geschenke machen die Weisen blind 
und verkehren die Sachen der Gerechten“ (5 Mose 
16,19). Thomas Mann hat die inhärente Logik die-
ser Bibelstelle bei der Beschreibung des Ringens 
Moses um eine Gerichtsorganisation in der Oase 
Kadesch aufgegriffen und spottete (im Genre jü-
discher Witz), dass sich das Problem im Instanzen-
zug erübrige, denn der höchste Richter „bekommt 
am allermeisten Geschenke und hat deshalb einen 
freieren Blick“ (Das Gesetz, Kap. 14).

Das Dogma einer amtsangemessenen Besoldung 
kann damit zwar zum Kernbestand der standes-
politischen Forderungen der Richterschaft gezählt 
werden. In der bundesrepublikanischen Besol-
dungsgeschichte nachhaltig bedeutender als der 
mythische Wüstenpatriarch Mose dürfte jedoch der 

langjährige Vorsitzende des Richterbunds Hessen, 
Otto Pulch, geworden sein. Unter anderem auf sein 
beharrliches Wirken ist es zurückzuführen, dass vor 
50 Jahren der Verwaltungsgerichtshof Kassel am  
2. Juni 1969 in einem von Pulch initiierten Besol-
dungsrechtsstreit gegen das Land Hessen und das 
Bundesverfassungsgericht am 4. Juni 1969 in sechs 
Entscheidungen über Gesetzesverfassungsbe-
schwerden gegen Besoldungsänderungsgesetze 
beinahe zeitgleich neue verfassungsrechtliche 
Anforderungen an die Richterbesoldung stellten 
(vgl. VGH Kassel, DRiZ 1969, 253; BVerfG, NJW 
1969, 1803 ff.). Zwar wurde die verfassungsrecht-
lich zwingende Forderung, die Richterbesoldung 
aus der Beamtenbesoldung auszugliedern und in 
einem eigenen Gesetz zu regeln, vom Bundesver-
fassungsgericht durch eine 4-zu-4-Entscheidung 
zurückgewiesen. Auch eine verfassungsrechtliche 
Unteralimentation (vor allem) der hessischen Amts-
richter konnte das Verfassungsgericht vor 50 Jahren 
nicht erkennen: „Diese mögen ein bescheidenes 
Auskommen haben, sie haben aber kein ärmliches 
Auskommen und fristen keine Kümmerexistenz am 
Rande der Gesellschaft“ (BVerfG, a. a. O.). Das sind 
höchstrichterliche Worte der Absage, die als eine 
direkte Stellungnahme zu dem von Otto Pulch ini-
tiierten Verfahren vor den hessischen Verwaltungs-
gerichten zu lesen sind. In diesem Verfahren, das 
mit der teilweise für die Richterschaft gegenüber 
den Verfassungsgerichtsentscheidungen deutlich 
günstigeren Entscheidung des VGH endete, war 
ein spektakuläres Verfahren vor dem Frankfurter 
Verwaltungsgericht vorausgegangen. Pulch geriet 
dadurch bundesweit in den Blick der Presse, die 
ihn zu einer Ikone der um Anerkennung ringenden 
Amtsrichterschaft stilisierte. Pulch und sein Kolle-
ge Walther Priepke hatten eine einstweilige Anord-
nung erstritten, die das Land verpflichtete, ihnen als 
Schadensersatz wegen Fürsorgepflichtverletzung 
fortan 400 DM mehr zu zahlen. Die Besoldung zwin-
ge Pulch zu einer „Kümmerexistenz am Rande der 
Gesellschaft […], die ihn von einer Teilnahme am 
Gegenwartsleben weitgehend ausschließe“ (VG 
Frankfurt, DRiZ 1966, 233, 237). Pulch hatte den 
Rechtsweg beschritten, nachdem die Beamten-
schaft 1966 höhergruppiert, die Richterschaft aber 
leer ausgegangen war und eine Denkschrift des Be-
zirksrichterrates an Justizminister Lauritzen (SPD), 
in der diese Besoldungspolitik als verfassungswid-
rig gebrandmarkt wurde (DRiZ 1966, 230), folgen-
los verhallt war.

50 Jahre Leitentscheidungen zur Richterbesoldung   

„Kümmerexistenz am Rande der Gesellschaft“ 	
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Der Spiegel druckte daraufhin ein Porträtfoto des 
charismatisch blickenden Kollegen, Untertitel 
„Amtsrichter Pulch: Vom Leben ausgeschlossen“, 
bescheinigte ihm, einen „glorreichen Sieg der hes-
sischen Richter“ und den verblichenen Glanz des 
Standes der „Rechtsfinder“ (!) poliert zu haben (Der 
Spiegel, 20.6.1966/34). Die Untiefen der Elendsbe-
schreibung nie scheuend, stellte das Montagsblatt 
heraus, der Betroffene „haust in einer Altbauwoh-
nung zu Frankfurt-Bornheim, fährt einen Opel Re-
kord, steuert damit im Urlaub den Schwarzwald an“. 
Für den heutigen Leser klingt das seltsam, muss er 
sich doch fragen, ob ihm eine Besoldung nach R1 
in einer Einverdienerehe mit Kindern diese Lebens-
haltung (angesagtes Inlandsziel, Wagen der oberen 
Mittelklasse und Altbaudomizil im urbanen Hipster-
quartier) überhaupt ermöglichen würde. Aber 1966 
galten neben Augenbinde, Schwert und Waage an-
dere Attribute als erstrebenswert: Ein Opel Kapitän, 
Admiral, oder Diplomat wären zuträglicher gewe-
sen, um sich damit nach Bella Italia oder zumindest 
vom Gericht ins frei stehende Eigenheim in der Vor-
stadtsiedlung zu gondeln. 

Im Kern ging es Pulch mit seinem ungewöhnlichen 
Schritt aber darum, mit der Beamtenbesoldung 
Schritt zu halten, deren Steigerung die Richter-
schaft den Beamten gegenüber sozial zu deklas-
sieren und damit die Gewaltenteilung zu gefährden 
drohte. Für eine systemgerechte, amtsangemes-
sene Besoldung und Eingruppierung setzte sich 
Pulch daher auch fachpublizistisch und im Rahmen 
seines Engagements für den Richterbund immer 
wieder beharrlich wie Mose vor dem Pharao ein.

Und so machte sich Pulch mit dem Vorstoß des 
Eilverfahrens auch in der konservativen eigenen 
Zunft der Vorachtundsechziger und in der Ministe-
rialverwaltung nicht nur Freunde. Mit seinem erklär-
ten Aufstand gegen das „Establishment“ und eine 
„richterfeindliche Ministerialbürokratie“ (Der Spie-
gel, 1.4.1968/98) zog er sich Zorn auch innerhalb 
des Verbandes zu. Von links brachte ihm, der seit 
1970 für die FDP im hessischen Landtag saß, das 
Vorgehen den Vorwurf der Klassenjustiz und des 
Vulgärmarxismus ein (KJ 1973, 440, 443). 

Rückblickend hat ihm, der (wohl auch wegen ver-
muteter Ungnade) öffentlich „Verzicht auf eine Lauf-
bahn“ (Der Spiegel, 1.4.1968/98) erklärt hatte, sein 
mutiges Vorgehen jedenfalls keine persönlichen 
Nachteile eingetragen. Otto Pulch machte noch 
eine ähnlich steile Karriere wie die Mietpreise der 
Altbauten zu Frankfurt-Bornheim. Für das Ansehen 
der Richterschaft und für die Verbesserung der wirt-
schaftlichen Situation war der mutige Schritt auf den 
Rechtsweg und in die Öffentlichkeit zwar kein Auf-
bruch in das Land der Verheißung, aber jedenfalls 
ein Segen. Der Weg, der schließlich 1975 zu einer 
eigenen Besoldungsgruppe für Richterinnen und 
Richter führen sollte, die eine Vielzahl von Wider-
sprüchen beseitigte, die sich aus der Anwendung 
der A-Besoldung ergaben, war spätestens mit den 
Entscheidungen des Juni 1969 unumkehrbar einge-
schlagen.

Johannes Schmidt

Triptychon: Außenansicht des 
Oberlandesgerichts Frankfurt 
am Main (Detail)
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Opa Hoppenstedt, die Senio-
renfigur mit Rauschebart des 
begnadeten Humoristen Lori-
ot, bürgerlich Bernhard-Viktor 
Christoph-Carl von Bülow, 
hatte 1978 den Familienweih-
nachtsbaum betrachtet und 
meinte: „Früher war mehr La-
metta!“, also: Früher war alles 
besser. Wirklich? Die Entschei-
dung liegt beim Leser. Ich 
gebe einige Beispiele, dann 
können Sie sich ein Urteil bil-
den.

Meine Laufbahn als Beamter der Staatsanwalt-
schaft begann am 24. September 1973. Das Mi-
nisterium hatte mich zuvor freitags nachmittags 
angerufen und mich für Montag zum Dienstantritt 
einbestellt, eine Woche früher als vereinbart. Als ich 
zum ersten Mal mein Dienstzimmer 401 im Gerichts-
gebäude C in Frankfurt am Main betrat, wusste ich, 
warum ein vorzeitiger Dienstbeginn angezeigt war: 
Es stapelten sich die Akten auf dem Schreibtisch 
und in meinem Kleiderschrank. Wir saßen bis  An-
fang der Neunzigerjahre in Doppelzimmern und 
teilten uns ein Telefon, das auf einem in alle Rich-
tungen verstellbaren Schwenkarm montiert war. Die 
Staatsanwälte hatten im Schreibtisch einen Kas- 
ten, der mit vielfältigen Formularen bestückt war. 
Es war geraten, selbst umfangreiche Verfügungen 
handschriftlich auszuführen. Diktate auf Schallplat-
ten waren zwar möglich, aber bei allen Beteiligten 
waren die braunen Scheiben wegen mangelnder 
Tonqualität und längerer Erledigungszeiten infolge 
Heimarbeit der Schreibdamen unbeliebt. Unser Ge-
richtsgebäude C, das wir damals noch mit Schöf-
fengerichtsabteilungen und Strafkammern teilen 
mussten, konnte von montags bis freitags, jeweils 
frühmorgens, betreten und abends bis 18.30 Uhr 
verlassen werden. Samstags sowie an Sonn- und 
Feiertagen war von 8 bis 12 Uhr ein Zutritt über das 
Gerichtsgebäude B möglich. Das Gebäude C konn-
te – wie heute – rund um die Uhr durch eine eiserne 
Hintertür mit einem Spezialschlüssel betreten und 
verlassen werden. Die Schlüsselgewalt hatten allein 
die Behördenleitung und die Abteilungsleiter; mithin 
liebenswerte Arbeitsbedingungen für einen Jung- 
akademiker.

Im Rahmen meines Dienstantritts bekam ich einen 
Namensstempel mit der Amtsbezeichnung Staats-
anwalt. Die Assessoren vor mir waren noch „Richter 
auf Probe im staatsanwaltschaftlichen Dienst“. Die 
Kleiderordnung: gedeckter Anzug und einfarbiges 
Hemd mit möglichst passender Krawatte waren 
Pflicht. Die legere Schimanski-Kleidung wie bei der 
Kriminalpolizei kam bei Staatsanwälten erst in den 
Achtzigerjahren zum Tragen. Vor meiner Zeit wur-
de noch ein Barett, auch Kappe genannt, getragen. 
Sie gehörte bis Ende der Sechzigerjahre neben 
der Robe zur Grundausstattung der Richter und 
Staatsanwälte. Heute gehört das Barett bei Bundes-
wehrsoldaten und Bundesrichtern zur Grundaus-
stattung. Aus einem aktuellen Gespräch mit einem 
Altvorderen konnte ich in Erfahrung bringen, dass 
der Staatsanwalt lediglich beim Plädoyer und der 
Urteilsverkündung seine Kappe aufsetzte.

Einen Parkplatz fand man am besten kurz nach 
Mitternacht noch vor der Ruine der JVA Hammels-
gasse, heute Gerichtsgebäude E. Das alte Untersu-
chungsgefängnis war erst wenige Monate zuvor ge-
räumt worden. Der Neubau dauerte fast 20 Jahre.

Angefangen habe ich – wie damals und auch heu-
te noch üblich – in einem Buchstabendezernat. Ich 
hatte das volle Programm, also auch die Delikte, die 
heute den verschiedenen Sonderdezernaten vorbe-
halten sind, wie zum Beispiel Mord und Totschlag, 
Vergewaltigung und sexuelle Nötigung. Mein Tages-
geschäft waren die Unterhaltspflichtverletzer und 
Eingehungsbetrüger. Das waren in der Mehrzahl 
Männer, die kein eigenes Geld zu verdienen pfleg-
ten. Ihnen gemeinsam war eine „Justizallergie“, was 
bedeutete, dass sie ungern vor Gericht erschienen, 
was damals den Erlass eines „roten Zettels“ (Haft-
befehls) zur Folge hatte. Heute werden diese bei-
den wie ähnliche Personengruppen wegen wich-
tigerer Kriminalitätsfelder kaum noch strafverfolgt. 
1975 bekam ich im Buchstabenbereich ein Sonder-
dezernat für die Verfolgung von rechtsbeugenden 
Richtern, gesetzesuntreuen Polizeibeamten und 
Rechtsanwälten sowie für querulatorische Anzeigen 
gegen damalige Repräsentanten unseres Landes 
wie den Präsidenten der Oberpostdirektion.

Wenige Monate nach meinem Dienstantritt, am 23. 
November 1973, trat das Vierte Gesetz zur Re-

Tempora mutantur oder:   

„Früher war mehr Lametta!“ 	
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form des Strafrechts (BGBl I, Seite 1725) in Kraft. 
Neben der Straflosigkeit der Strichjungen kamen 
insbesondere mehrere Amtsdelikte, wie die Frei-
heitsberaubung, der Hausfriedensbruch oder die 
Unterschlagung, zum Wegfall. Die von einer libe-
ralen Gesellschaft und vor allem von szenenahen 
Geschäftsleuten geforderte Freigabe der Porno-
grafie kam ebenfalls in Gang. Aus der unzüchtigen 
wurde eine pornografische Schrift. Mit der hatte ich 
mich 36 Jahre, wohl länger als jede/-r andere Kol-
legin und Kollege in der Republik, zu befassen. Die 
„amourösen“ Straftatbestände der Kuppelei und 
des Ehebruchs waren bereits 1969 abgeschafft 
worden. Als Kupplerinnen werden heute allenfalls 
scherzhaft Mütter und Schwiegermütter tituliert, die 
ihre abseitsstehenden Söhne und Töchter unter die 
Haube bringen. Zudem war die Zuchthausstrafe ab-
geschafft worden. Es konnte auch nicht mehr auf 
den Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. Die Aberkennung der vergleichbaren 
„staatsbürgerlichen Rechte“ der DDR war dort bis 
zur Wende möglich.

Es gab vormals noch neben Verbrechen und Ver-
gehen die Übertretungen, welche 1968 durch das 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten abgelöst und 
1974 durch das Einführungsgesetz zum StGB zu 
Straftatbeständen wurden. Im Jahre 1975 musste 
ich die neuen Hausnummern im neu gefassten all-
gemeinen Teil des StGB lernen.

Im Folgenden sollen Stichworte auf mehr oder we-
niger wichtige Änderungen hinweisen. Beginnen 
möchte ich mit der

Frauenförderung. Sie setzte bei der Staatsanwalt-
schaft erst spät ein. In den Siebzigerjahren waren 
Staatsanwältinnen (auch als Staatsanwälte mit Lip-
penstift bezeichnet) in Frankfurt eine echte Rarität, 
auch noch in den Achtzigerjahren. Ausweislich der 
Telefonliste der landgerichtlichen Staatsanwalt-
schaft aus dem Jahre 1984 war die Behördenlei-
tung mit wenigen Ausnahmen männlich. Unter 87 
Strafverfolgern in der R-Besoldung waren nur 18 
weiblich. Die 17 Abteilungen wurden von 15 Ober-
staatsanwälten geleitet. Zu einer ähnlichen Konstel-
lation in München meinte damals ein bayerischer 
Kollege, fast schon entschuldigend: „Wir haben in 
unserer Abteilung eine Frau; die ist aber mein bes- 
ter Mann.“ In der Behörde des Generalstaatsan-
walts Frankfurt waren 1987 laut Telefonliste neben 
dem Generalstaatsanwalt insgesamt 28 Staatsan-
wälte, Oberstaatsanwälte und Leitende Oberstaats-
anwälte tätig, also keine Frau. Ebenso: Aus dem 
Inhaltsverzeichnis der BKA-Vortragsreihe „Polizei 
und Kriminalpolitik“ von der Arbeitstagung vom 10. 
bis 13. November 1980 ist zu entnehmen, dass 16 

Referenten ihre Vorträge hielten und das Podiums-
gespräch mit vier Teilnehmern besetzt war – alle 
Männer. Eine Frauenförderung bei der Polizei setzte 
ebenfalls erst später ein. Lange Jahre kannte man 
lediglich die WKP. Hinter diesem Kürzel verbarg 
sich die weibliche Kriminalpolizei. Das waren im 
Frankfurter Polizeipräsidium eine Handvoll Beam-
tinnen, die im Dienst einen Rock zu tragen hatten 
und unbewaffnet blieben.

Im Jahre 2015 las sich die Telefonliste der Frankfur-
ter Staatsanwaltschaft schon weiblicher: 2 Hauptab-
teilungsleiterinnen, 10 Abteilungsleiterinnen und 49 
Staatsanwältinnen. Heute wäre die früher bisweilen 
gebrauchte Redewendung „Hausfrauen im staats-
anwaltschaftlichen Dienst“ völlig unangebracht und 
als „freie Meinungsäußerung“ im Sinne einer Berli-
ner Rechtsprechung nicht gerechtfertigt (vgl. Ver-
balattacken gegen Renate Künast – Beschluss des 
LG Berlin vom 9. September 2019; 27 AR 17/19).

Betäubungsmittelkriminalität. Im Jahre 1973 gab 
es nur zwei Staatsanwälte, die für die Betäubungs-
mittelkriminalität nach dem damals geltenden Opi-
umgesetz vom 10. Dezember 1929 (das BetMG trat 
erst am 22. Dezember 1971 in Kraft) zuständig wa-
ren. Nicht einmal 10 Jahre später waren für diesen 
Kriminalitätszweig bereits in zwei Abteilungen ins-
gesamt 10 Kollegen tätig.

Bewaffnete Staatsanwälte gab es in Frankfurt am 
Main schon immer. Zwei Kollegen, einer mit dem 
Kampfnamen „Django“, der andere ein ehemaliger 
Polizist. Dieser befand sich noch in der Probezeit, 
musste später ausscheiden, weil er wegen man-
gelnder Erledigungszahlen nicht auf Lebenszeit 
ernannt werden konnte. In der Hochphase der RAF 
Mitte der Siebzigerjahre erteilte das Justizministe-
rium Richtern und Staatsanwälten die Möglichkeit 
zum Erwerb eines Waffen- und Munitionserwerbs-
scheins. So kam es, dass Faustfeuerwaffen ge-
legentlich auch Eingang in die öffentliche Haupt-
verhandlung fanden, selbstverständlich verdeckt. 
Allerdings ist es einmal vorgekommen, dass der 
Vorsitzende eines Schöffengerichts, der in einer Be-
täubungsmittelsache zu verhandeln hatte, wegen 
eines wahrscheinlich unaufschiebbaren Antrags 
der Verteidigung sich flugs mit seinen Schöffen ins 
Beratungszimmer zurückzog, dabei aber sein Ja-
ckett auf dem Richterstuhl zurückließ. Aus diesem 
Kleidungsstück ragte sichtbar eine Pistole heraus. 
Ob der Verteidiger beim Anblick der Waffe einen 
weiteren unaufschiebbaren Antrag stellte, ist mir 
heute nicht mehr in Erinnerung. Ich kann mich aber 
daran erinnern, dass mir vom Ministerium die Be-
nutzung eines Schalldämpfers für meine Pistole ab-
gelehnt worden ist.
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Vereidigung.  Bis zur Einführung des früheren  
§ 61 Nr.5 StPO (Nichtvereidigung bei allseitigem 
Verzicht) war jeder Zeuge zu vereidigen. Dieses 
Gebot führte bisweilen zu langatmigen Diskussi-
onen, wie denn der Eid (§ 63 StPO) zu leisten sei, 
mit oder ohne Anrufung Gottes. Auf die Frage des 
Vorsitzenden bezüglich der religiösen Beteuerung 
wollten die Zeugen („ich bin nicht religiös“) diese 
Entscheidung dem Vorsitzenden überlassen oder 
führten an, sie seien aus der Kirche ausgetreten 
und man wisse nicht, ob man sich überhaupt noch 
auf Gott berufen dürfe.

Strenges Strafen. Bereits in der Anklageschrift 
wurde einem vorbestraften Angeschuldigten mitge-
teilt, dass er unter den Voraussetzungen des § 17 
(später § 48) StGB handelte, weil er bereits zwei-
mal verurteilt werden musste und überdies gegen 
ihn bereits mindestens drei Monate Haft bzw. Un-
tersuchungshaft vollstreckt werden mussten. Für 
Rückfalltäter sah das Gesetz eine Mindeststrafe von 
sechs Monaten vor. Historisch gründete sich diese 
Vorschrift auf den § 20a StGB (Gefährliche Gewohn-
heitsverbrecher).

Der Focus berichtet in einer Online-Ausgabe, dass 
die neue Bundesjustizministerin Christine Lamb-
recht (SPD) derzeit prüfen lässt, ob der Umgang mit 
Wiederholungstätern strenger geregelt werden soll 
(Focus; 1. August 2019). Zum Thema Kettenbewäh-
rungen hatte schon die DRiZ (Deutsche Richterzei-
tung) ein Pro und Kontra mit Barbara Havliza (CDU, 
Niedersächsische Justizministerin) und Herbert 
Mertin (FDP, Staatsminister der Justiz des Landes 
Rheinland-Pfalz) – DRiZ 2019, 250/251.  

Dealen. Die verbindliche Absprache über ein Straf-
maß habe ich erstmals 1974 oder 1975 erlebt. 
Aus der Erinnerung kann ich anführen, dass eine 
Strafkammer, mit einer Vorsitzenden besetzt, eine 
gerechte Strafe mit Staatsanwaltschaft und Vertei-
digung lieber im Dienstzimmer bei einem Gläschen 
Weinbrand ausurteilte, was dann noch im Gerichts-
saal rechtskräftig wurde. Es bleibt nach wie vor die 
Frage zu klären, ob die Normierung des Deals im  
§ 257c StPO der Wahrheitsfindung auf dem Wege 
zu einem gerechten Urteil tatsächlich dienlich ist. 
Auf meine Ausführungen in HeMi 02/2013, Seite  
53 ff. (Wird dealen verboten?), darf ich verweisen.

Ermittlungsrichter, insbesondere zuständig für 
den Erlass von Haftbefehlen („wer laufen kann, 
kann auch sitzen“), trafen ihre Entscheidungen bis 
Ende der Achtzigerjahre in bescheidenen Räum-
lichkeiten neben den Haftzellen im Polizeipräsidium 
Frankfurt. Der legendäre Ermittlungsrichter Werner 
Dimde, Anfang der Siebzigerjahre noch Staatsan-

walt, setzte durch, dass die damals fünf Frankfurter 
Ermittlungsrichter ihre Entscheidungen nicht unter 
Polizeiaufsicht, sondern in den Räumlichkeiten der 
Justiz treffen konnten. Er setzte mit der Rücken-
deckung der richterlichen Unabhängigkeit einen 
finanziell aufwendigen Justizakt in Bewegung. Es 
wurden die Pkw-Abstellplätze im Erdgeschoss des 
Justizgebäudes C der Staatsanwaltschaft in Haft-
zellen und Vernehmungszimmer umgewandelt so-
wie der notwendige Gefangenentransport aus den 
Haftzellen im Polizeipräsidium, damals noch in der 
Nähe des Hauptbahnhofs, quer durch die Innen-
stadt ins Justizzentrum an der Zeil organisiert. Für 
den Haftstaatsanwalt entfiel die Fahrt zum Polizei-
präsidium. Diesen Umzug hätten wir kleinen Beam-
ten nie erreicht.

Richtervorbehalte waren früher allein bei Eingriffen 
in die grundlegenden Freiheitsrechte üblich. Weitere 
Eingriffe in die Persönlichkeitsrechte von Verdächti-
gen durch staatsanwaltschaftliche und polizeiliche 
Ermittlungshandlungen waren aufgrund der weiten 
Eingriffsbefugnis des § 161 StPO unproblematisch. 
Der Einsatz eines VE (heute § 110a StPO) wurde 
von dem Leitenden Oberstaatsanwalt genehmigt. 
Öffentliche Fahndungen nach Tatverdächtigen  
(§ 131 ff. StPO) durch Eduard Zimmermann in sei-
ner Sendung „Aktenzeichen XY ... ungelöst“ bedurf-
ten damals keiner richterlichen Genehmigung.

Schwurgericht. Das alte Schwurgericht, die 
Schwurgerichtsperiode, war mit drei Berufsrichtern 
und fünf Schöffen (ganz früher: Geschworenen) 
besetzt. Der Mordparagraf § 211 StGB war noch 
relativ einfach zu händeln und lebenslänglich war 
halt lebenslänglich. Der Rechtsbegriff „besondere 
Schwere der Schuld“ war noch nicht erfunden. Der 
damalige Senior unter den Schwurgerichtsvorsit-
zenden erwähnte bisweilen in der Hauptverhand-
lung eher beiläufig, bereits sein Vater habe dieses 
Richteramt ausgeübt und damals noch die Todes-
strafe verhängt.

Mitte/Ende der Siebzigerjahre wies die Geschäfts-
verteilung des Landgerichts Frankfurt am Main 
drei Schwurgerichtskammern aus, vermutlich als 
Folge so mancher Urteilsaufhebungen durch den 
BGH. Die ärztliche Begutachtung des Beschuldig-
ten vor einer Anklage zum Schwurgericht war nicht 
selbstverständlich. In der Regel bedurfte es keiner 
ärztlichen Bevormundung des Spruchkörpers. Die 
Halbgötter in Weiß bekamen erst später ihre Auf-
tritte vor Gericht. Als treibende Kraft erschien da-
mals Rechtsanwalt Bossi aus München, der Vertei-
diger des Kindermörders Jürgen Bartsch.
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Mir wurde von einem Schwurgerichtsverfahren 
nach dem Krieg berichtet, das Opfer war ein ho-
mosexueller Geschäftsmann. Angeklagt waren zwei 
junge Erwachsene, beide Stricher, die damals von 
einem Verteidiger betreut wurden. Bis 1975 konnte 
ein Verteidiger – heute nur noch im TV-Kriminalfilm – 
zwei Beschuldigte/Angeklagte vertreten. Die Rege-
lung des § 146 StPO (Verbot der Mehrfachverteidi-
gung) bereitete in den Anfängen nicht unerhebliche 
Schwierigkeiten. Es stellte sich damals die Frage, 
ob zwei Angeklagte durch zwei Kollegen aus einer 
Anwaltssozietät verteidigt werden durften.

Das Schwurgericht verhandelte den gemeinschaft-
lichen Mord an einem Tag. Als vor der Mittags-
pause der Verteidiger die Verantwortlichkeit eines 
seiner beiden Mandanten anzweifelte, wurde die 
Verhandlungsunterbrechung für eine Untersuchung 
des Betreffenden durch den Gefängnisarzt genutzt. 
Die Verhandlung konnte nach dem Mittagessen mit 
einem wohl ausführlichen Gutachten des Medizi-
ners fortgesetzt werden. Mit oder ohne eine Mahl-
zeit: lebenslang.

Strafvollstreckungskammer. Eine Strafausset-
zung zur Bewährung nach Zweidrittelverbüßung 
wurde vor 1975 durch das erkennende Gericht ge-
prüft. Die Richter kannten ihre Pappenheimer, und 
die Prognose (in den Kriminalfilmen: vorzeitige Ent-
lassung wegen guter Führung) dürfte kaum Schwie-
rigkeiten bereitet haben. Die Strafvollstreckungs-
kammern standen damals vor der Frage: Soll eine 
bedingte Entlassung tatsächlich gewagt und kann 
sie auch verantwortet werden? Erst die sich entwi-
ckelnde Rechtsprechung gab die Antwort: Wir ge-
hen das Risiko ein, in dubio pro reo.

Turnus. Das bei einzelnen Amtsgerichten prakti-
zierte Turnus-System (die Erfindung des Zufalls-
richters) sollte die Belastung der Richter gerechter 
machen. Es wurde in Frankfurt nach der Jahrtau-
sendwende eingeführt. Zuvor hatten die Straf- (frü-
her: Einzel-) und Schöffenrichter ihre Buchstaben-
zuständigkeit. Der Staatsanwalt wusste also, zu 
wem seine Anklage kam, und konnte bei mehreren 
Beschuldigten durch Abtrennungen und ande-
re völlig legale Eingriffe den gesetzlichen Richter 
selbst bestimmen.

Für den Staatsanwalt war es von Vorteil, wenn er für 
seine Buchstabenzuständigkeit gemäß Geschäfts-
verteilungsplan des Amtsgerichts seinen Schöffen-
richter kannte und wusste, wie gut und schnell zu 
verhandeln war. Bei mehreren Beschuldigten, die 
zur Anklage anstanden, reichte es bisweilen, durch 
eine gezielte Abtrennung vor Anklageerhebung das 
Verfahren sinnvoll und gerecht zu justieren. Diese 

Möglichkeiten entfielen bei der Einführung des Tur-
nussystems. Dafür hatte die Richterschaft eine ge-
rechte Belastung durchgesetzt.

Die jungen Kolleginnen und Kollegen können sich 
nicht vorstellen, dass es bis 1975 möglich war, Er-
wachsene, Heranwachsende und Jugendliche als 
Mittäter bei dem Erwachsenen-Schöffengericht an-
zuklagen, wenn denn der Schwerpunkt bei dem Er-
wachsenen lag. Der Gesetzgeber traute wohl dem 
Erwachsenenrichter nicht zu, Jugendrecht richtig 
anzuwenden. Und wir Staatsanwälte mussten dann 
abtrennen, das heißt für die einzelnen Personen-
gruppierungen neue Verfahren und Akten schaffen. 
Zum Glück hatten inzwischen die Trocken- die um-
ständlichen Nasskopierer abgelöst.

Strafverteidiger. Rechtsanwälte, die ihr Geld mit 
Strafsachen verdienen mussten, genossen vor Jah-
ren nur selten Ansehen. Staranwälte wie Rolf Bossi 
waren dünn gesät, sie verdienten entsprechend. 
Fachanwälte in Steuer- und anderen Wirtschafts-
strafsachen oder Opferanwälte gab es noch nicht. 
Pflichtverteidigungen wurden von dem Vorsitzen-
den gerecht verteilt. Schon vor Jahren hatten Be-
schuldigte, bisweilen vor dem Zugriff der Polizei, 
das Visitenkärtchen des Anwalts ihres Vertrauens 
in der Tasche. Und jedenfalls Staatsanwälte kennen 
die Lebensweisheit „Sage mir, wer dich verteidigt, 
und ich sage dir, was du ausgefressen hast“. Die 
Verbreitung von Rechtsschutzversicherungen, vor-
nehmlich für Verkehrsdelikte, verstärkte die Tendenz 
„Ohne meinen Anwalt sage ich nichts“. Vor dreißig 
Jahren erklärten legendäre TV-Serien wie „Liebling 
Kreuzberg“ (Manfred Krug als Liebling) Strafvertei-
diger zu Lebensrettern vor den Ungerechtigkeiten 
von Polizei und Justiz.
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Dabei war es Anwälten noch in den Siebzigerjahren 
eigentlich nicht erlaubt, den Inhalt von Gerichtsak-
ten ihren Mandanten vollumfänglich zugänglich zu 
machen. Unzulässig waren Aktenverwendungs-
handlungen eines Anwalts, die den Untersuchungs-
zweck gefährden konnten. Hierzu zählte zum Bei-
spiel die Preisgabe von aus den Akten ersichtlichen 
V-Männern. Ebenso wenig durfte der Verteidiger 
seinem Mandanten mitteilen, dass noch weitere 
Ermittlungen, wie etwa Zeugenvernehmungen, ver-
fügt worden sind. Nachzulesen bei Staatsanwalt Dr. 
Klussmann; NJW 73, 1965/1966.

In den Siebziger- und Achtzigerjahren wurde eine 
Konfliktverteidigung immer beliebter. RAF-Anwälte 
verteidigten auch unpolitische Straftäter. Plötzlich 
waren die Zeiten vorbei, in denen allein der Ge-
richtsvorsitzende den Gang einer Hauptverhand-
lung bestimmen konnte und in denen sich Richter 
und Staatsanwälte im Gerichtssaal auf einer Höhe 
befanden und der Strafverteidiger unter uns saß.

Nach Erscheinen der Zeitschrift Strafverteidiger 
(StV) im Jahre 1981 wurde die Stellung des Anwalts 
als Fürsprecher für zu Recht oder zu Unrecht Straf-
verfolgte erheblich gestärkt. Zur Redaktion der StV 
gehört mein ehemaliger Referendar, später Staats-
anwalt in meiner Abteilung, den ich an meiner Brust 
als Strafverfolger großgezogen habe. Aber wir wis-
sen, nicht alle Kinder geraten nach dem Wunsch 
ihrer Eltern.

„Früher war mehr Lametta!“, eine Justiz ohne Fax, 
den beweglichen Landfunk (Handy) und E-Mails. 
Die Strafverfolgung war bestimmt übersichtlicher 
und die Kriminalitätsfelder waren halbwegs über-
schaubar. Eine Staatsanwältin / ein Staatsanwalt 
durfte tatsächlich noch ermitteln und bisweilen als 
Herrin/Herr des Verfahrens auftreten, ohne befürch-
ten zu müssen, dass die Schreibtischabwesen-
heiten die Work-Life-Balance beschädigen. Um es 
mit dem Wahlspruch von Kaiser Lothar I. zu sagen: 
„Die Zeiten ändern sich, und wir verändern uns mit 
ihnen.“

Peter Köhler, Oberstaatsanwalt a. D.

Erste Vorbereitungen 
im Oktober
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„Fit für den Rechtsstaat – fit für Hessen!“ Dieses 
Programm soll seit dem Jahr 2016 Flüchtlingen und 
Asylbewerber(inne)n eine Starthilfe in den Rechts-
staat geben und ihnen Grundregeln und Werte 
unseres Zusammenlebens vermitteln. Ein Rahmen-
lehrplan sieht vor, dass in insgesamt sechs Modu-
len Staatsaufbau und Grundwerte erklärt, Grund-
sätze des Straf- und Asylverfahrens vorgestellt und 
Hinweise zum Zivil- und Familienrecht gegeben 
werden.1  Bislang haben sich mehr als 350 Dozen-
tinnen und Dozenten von über 80 teilnehmenden 
Justizbehörden ehrenamtlich beteiligt, die Zusam-
menarbeit erfolgt mit über 100 hessischen Kommu-
nen, bis Ende 2018 wurden über 15.000 Flüchtlinge 
und Asylbewerber/-innen erreicht. Das Programm 
wird bis heute seitens des HMdJ sehr gefördert und 
stark beworben und ist in die offizielle Sammlung 
des Hauses der Geschichte in Bonn aufgenom-
men worden.2  

Im Jahr 2018 hat die Bundeskanzlerin an einer 
Rechtsstaatsklasse in Frankfurt am Main teilgenom-
men, zuletzt hat die hessische Justizministerin 
im Oktober 2019 zwei Rechtsstaatsklassen für 
jugendliche Flüchtlinge am Amtsgericht 
Bensheim besucht. Seit 2018 gibt es das 

1 Siehe bereits HeMi 1/2016, 6.	

2 �Siehe insb. die Ausführungen auf der Homepage des  
HMdJ. Die Dozentinnen und Dozenten werden als  
„Botschafter des Rechtsstaats“ bezeichnet,  
JU§TUS 1/2016, 10.	

Angebot von Rechtsstaatsklassen auch für Schu-
len, speziell für Schülerinnen und Schüler von Inten-
sivklassen. Hier besteht derzeit recht große Nach-
frage. Eine Ausweitung des Programms in weitere 
gesellschaftliche Bereiche ist geplant.

Die Anfrage für eine „Rechtsstaatsklasse für Frau-
enrechte“ mit Frühstück in der Flüchtlingsunterkunft 
„Im Wehlings“ in Eschborn kam im Frühjahr dieses 
Jahres auf Initiative einer Mitarbeiterin des dortigen 
Arbeitskreises Flüchtlingshilfe. Es bedurfte einiger 
Anläufe, bis nach etlichen Terminverlegungen (zum 
Beispiel sollte ein solches Frühstück nicht während 
des Ramadan geplant werden…) die Rechtsstaats-
klasse am 29. August stattfand.

Bei der Flüchtlingsunterkunft „Im Wehlings“ in Esch-
born, die mittlerweile in das Eigentum der für die 
anerkannten Flüchtlinge zuständigen Stadt überge-
gangen ist, handelt es sich um eine im Jahr 2016 
errichtete Containeranlage. Die Stadt Eschborn will 
das Quartier für anerkannte Flüchtlinge und Ob-
dachlose weiterführen. Derzeit wohnen weniger 
als 100 Personen in der Unterkunft, die durch den 
Arbeitskreis Flüchtlingshilfe in Eschborn betreut  
 

 
 
 

 

Rechtsstaatsklasse für Frauen in Eschborn  

am 29. August 2019	
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werden. Die Rechts-
staatsklasse war Teil 
des Deutschkurses 
„Deutsch4You“ , 
der in der Unter-
kunft regelmäßig 
für Frauen mit Kin-

dern angeboten 
wird. 

Wieder einmal 
war viel Improvi-

sation erforderlich. 
PC und Beamer sind 
nicht vorhanden, die 

Mitarbeiterin erklärt 
eine Viertelstunde vor 

Beginn der Veranstaltung, 
es sei unklar, wie viele Frauen kämen, sie hoffe aber 
auf einige. Zuerst erscheinen die beiden Dolmet-
scherinnen für Arabisch und Dari. Die letztere ist 
Apothekerin in Eschborn und selbst als Kind nach 
Deutschland gekommen. Nach und nach füllt sich 
der Raum mit Frauen und Kindern, Kinderwagen 
werden hereingeschoben, das Essen wird aufge-
tischt. Die Mitarbeiterin erzählt, dass sich die Frauen 
an das deutsche Brot nicht gewöhnen könnten. Da 
neben Syrerinnen und Afghaninnen auch einige ni-
gerianische Frauen erscheinen, werde ich spontan 
auf Deutsch und Englisch sprechen.

Die Atmosphäre ist entspannt, es ist ein schöner 
Sommertag, die Tafel biegt sich unter fremdartigen 
Speisen, eine echte Fusionsküche aus verschie-
denen Kontinenten. Ich trage außerhalb des Manu-
skripts vor. Bei einer viersprachigen Veranstaltung 
müssen die Botschaften klar, die Sätze kurz sein. 
Es kommen viele Nachfragen, vor allem dazu, ob 
denn das Leben für Frauen in Deutschland wirklich 
so gleichberechtigt sei, wie es geschildert werde. 

Nach einiger Zeit fangen die Frauen an, auch über 
eigene Erfahrungen zu sprechen und sich unterei-
nander auszutauschen. Für knapp zwei Stunden ist 
die Aufmerksamkeit hoch, dann ist es Zeit, aufzu-
hören. Der Geräuschpegel steigt, eine Nigerianerin 
möchte ihre Tochter von der Schule abholen, ein 
Baby hört nicht mehr auf zu schreien. 

Insgesamt war es eine spannende und berei-
chernde Erfahrung, eine Rechtsstaatsklasse nur für 
Frauen zu halten. Die Veranstaltung hatte etwa mit 
den Rechtstaatsklassen des Jahres 2017 in über-
füllten Einrichtungen mit Eingangskontrolle und 
Begleitung durch einen Security-Service nur noch 
wenig gemein. Allerdings genügt es nicht, seitens 
der Justiz ein allgemeines Angebot vorzuhalten; Vo-
raussetzung für eine gelingende Kommunikation mit 
der Vermittlung von Wissen und Werten ist immer 
das Engagement der einzelnen Mitarbeiter vor Ort. 

Charlotte Rau



Ich erkläre meinen Beitritt zum Deutschen Richterbund – 
Bund der Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte – Landesverband Hessen

und zur Bezirksgruppe   mit Wirkung vom 

Name:  Vorname:  geb.: 

Amtsbezeichnung:  Dienstort: 

Richter/Richterin auf Probe, bitte Einstellungsdatum angeben: 

Privatanschrift:

Straße:  PLZ/Ort: 

E-Mail: 

Ort, Datum:  Unterschrift: 

Es wird darauf hingewiesen, dass der Richterbund Hessen e.V. (Kontakt: Gerichtsstraße 2, 60313 Frankfurt) zum Zweck der Mitgliederverwal-
tung und -betreuung aufgrund Art. 6 Abs. 1 S. 1 DSGVO folgende Daten der Mitglieder, teilweise auch in Cloudspeicherdiensten, verarbeitet: 
Name, Anschrift, Geburtsdatum, Telefonnummer, Amtsbezeichnung, Dienstort, Einstellungsdatum, Bankverbindung, Schriftverkehr, E-Mails, 
social-media-Kontakte. Eine Speicherung der personenbezogenen Daten erfolgt über die gesamte Dauer der Mitgliedschaft. Die Mitglieder 
haben in Bezug auf die verarbeiteten Daten Anspruch auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung sowie ein Wider-
spruchsrecht gegen die Verarbeitung. Beschwerden sind zu richten an den Hessischen Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit, 
Postfach 3163, 65021 Wiesbaden.
Ich bin mit dieser Verarbeitung der oben genannten personenbezogenen Daten einschließlich zukünftiger Änderungen und Ergänzungen durch 
den Richterbund Hessen zur Mitgliederverwaltung und -betreuung im Wege der elektronischen Datenverarbeitung einverstanden. Ferner bin 
ich mit der Übermittlung der oben genannten personenbezogenen Daten an den DRB im Rahmen des Vereinszwecks einverstanden. Mir ist 
bekannt, dass dem Aufnahmeantrag ohne dieses Einverständnis nicht stattgegeben werden kann. Die Einwilligung kann ungeachtet dessen 
jederzeit widerrufen werden.

Ort, Datum:  Unterschrift: 

 

Einzugsermächtigung

Name:  Vorname: 

Ort:  	Straße: 

Ich ermächtige den Deutschen Richterbund – Landesverband Hessen, meinen Mitgliedsbeitrag in Höhe von derzeit 160,00 € von folgendem 
Konto bis auf Widerruf abzubuchen:

IBAN:  BIC: 

Name des Kontoinhabers: 

Mir ist bekannt, dass über die Möglichkeit hinaus, der Abbuchung binnen 6 Wochen zu widersprechen, der Deutsche Richterbund im laufenden 
Jahr abgebuchte Beträge auf Anforderung erstattet, ohne dass eine Begründung für die Anforderung gegeben werden muss. Wenn mein Konto die 
erforderliche Deckung nicht aufweist, besteht seitens des kontoführenden Kreditinstituts keine Verpflichtung zur Einlösung.

Ort, Datum:  Unterschrift: 

Deutscher Richterbund – Landesverband Hessen:

Vorsitzender: RiOLG Dr. Daniel Saam, E-Mail: daniel.saam@richterbund-hessen.de

Stellvertretende Vorsitzende: VRiLG Dr. Isabel Jahn, E-Mail: isabel.jahn@richterbund-hessen.de

Zweiter stellv. Vorsitzender: RiAG Dr. Johannes Schmidt, E-Mail: presse@richterbund-hessen.de

Beitrittserklärung



Von der Überwachung der Probenentnahme bis zur Erstattung des Gutachtens 
bieten wir den gesamten Service für belastbare Abstammungsgutachten

 Organisation und Überwachung dokumentierter Probenentnahmen
 Zuverlässige und zeitnahe Informationen an das Gericht
 Weltweite Organisation richtlinienkonformer Probenentnahmen

Akkreditierte 
Abstammungs gutachten

Senden Sie Ihren Beweisbeschluss 
ganz einfach an:
 
Ihre Gutachter am Institut für Serologie und Genetik   

Prof. Dr. med. Jan Kramer,  
Dr. rer. nat. Armin Pahl,  
Dipl.-Biol. Stephanie Lobach

Lauenburger Str. 67
21502 Geesthacht 

Sie haben noch Fragen?
Kontaktieren Sie uns unter:  
T: 04152 - 80 31 62  
F: 04152 - 80 33 82  
E-Mail: info@abstammung.de
www.abstammung.de

Varianten der Abstammungs gutachten

Alle Gutachten sind richtlinienkonform gemäß  
§ 23 Abs. 2 Nr. 4 und Nr. 2b GenDG auf Basis von zwei  
DNA-Isolationen aus zwei Tupfern je Proband.

>  Basis-/Anfechtungsgutachten 390,- €* 
Triofall, d. h. Kind, Mutter, möglicher Vater;  
Testumfang 17 Systeme

>  Komplettgutachten 580,- €*
Kind, Mutter, sämtliche mögliche Väter;  
Testumfang 17 Systeme

>  Vollgutachten 690,- €*
3-fach-Analyse, d. h. Triofall Kind, Mutter,  
möglicher Vater; Testumfang 31 Systeme 
 

* zzgl. MwSt. und ggf. Probenentnahmekosten
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